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BERICHTIGUNG 

der Delegierten Verordnung der Kommission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates mit 
Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im 

Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Änderung 
des Anhangs X der genannten Verordnung 

 
 

(C(2014) 1476) 

 
 
Erwägungsgrund 14, Sätze 2 und 3: 

anstatt: „Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte festgelegt werden, dass im Falle von 
Vererbung, vorweggenommener Erbfolge bzw. widerrufbarer vorweggenommener Erbfolge, 
Fusion oder Aufspaltung eines Betriebs für die Festsetzung der Anzahl und des Werts der 
zustehenden Zahlungsansprüche die Bedingungen gelten, die auch auf den ursprünglichen 
Betriebsinhaber angewendet worden wären. Ferner gilt es, Vorschriften darüber aufzustellen, 
wie die Anzahl der zuzuweisenden Zahlungsansprüche im Falle einer Aufspaltung bestimmt 
wird, wenn sich die betreffenden Betriebe in einem Mitgliedstaat befinden, der Artikel 24 
Absatz 4 oder 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 anwendet.“ 

muss es heißen: „Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte festgelegt werden, dass im Falle 
von Vererbung, vorweggenommener Erbfolge bzw. widerrufbarer vorweggenommener 
Erbfolge, Zusammenschluss oder Aufteilung eines Betriebs für die Festsetzung der Anzahl 
und des Werts der zustehenden Zahlungsansprüche die Bedingungen gelten, die auch auf den 
ursprünglichen Betriebsinhaber angewendet worden wären. Ferner gilt es, Vorschriften 
darüber aufzustellen, wie die Anzahl der zuzuweisenden Zahlungsansprüche im Falle einer 
Aufteilung bestimmt wird, wenn sich die betreffenden Betriebe in einem Mitgliedstaat 
befinden, der Artikel 24 Absatz 4 oder 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 anwendet.“ 

 

Erwägungsgrund 30: 

anstatt: „Aus Gründen der Rechtssicherheit und zur Gewährleistung der Gleichbehandlung 
von Betriebsinhabern am Beginn ihrer landwirtschaftlichen Tätigkeit ist es angezeigt, den 
Begriff „Junglandwirte, die eine landwirtschaftliche Tätigkeit aufnehmen“ gemäß Artikel 30 
Absatz 11 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 zu klären.“ 

muss es heißen: „Aus Gründen der Rechtssicherheit und zur Gewährleistung der 
Gleichbehandlung von Betriebsinhabern am Beginn ihrer landwirtschaftlichen Tätigkeit ist es 
angezeigt, den Begriff „Betriebsinhaber, die eine landwirtschaftliche Tätigkeit aufnehmen“ 
gemäß Artikel 30 Absatz 11 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 zu klären.“ 

 

Erwägungsgrund 33, Satz 1: 

anstatt: „Gemäß Artikel 21 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 laufen 
Zahlungsansprüche eines Betriebsinhabers (Eigentümer oder Pächter), die die ihm zur 
Verfügung stehenden beihilfefähigen Hektarflächen übersteigen, ab.“ 
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muss es heißen: „Gemäß Artikel 21 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 laufen 
Zahlungsansprüche eines Betriebsinhabers (eigene oder gepachtete), die die ihm zur 
Verfügung stehenden beihilfefähigen Hektarflächen übersteigen, ab.“ 

 

Erwägungsgrund 33, Satz 3: 

anstatt: „Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, diese 
Bestimmung auch bei der Bestimmung des Werts von Zahlungsansprüchen zu 
berücksichtigen.“ 

muss es heißen: „Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, diese 
Bestimmung auch bei der Festsetzung des Werts von Zahlungsansprüchen zu 
berücksichtigen.“ 

 

Erwägungsgrund 41: 

anstatt: „Aus Gründen der Klarheit für die Betriebsinhaber und die Mitgliedstaaten sowie im 
Hinblick auf den Schutz von Landschaftselementen auf Anbauflächen ist die Situation von 
Flächen zu präzisieren, auf denen sich Landschaftselemente befinden.“ 

muss es heißen: „Aus Gründen der Klarheit für die Betriebsinhaber und die Mitgliedstaaten 
sowie im Hinblick auf den Schutz von Landschaftselementen auf Ackerflächen ist die Lage 
von Flächen zu präzisieren, auf denen sich Landschaftselemente befinden.“ 

 

Erwägungsgrund 45, Satz 4: 

anstatt: „Bei einem Rückgang um mehr als 5 % sollten individuelle Wiederherstellungen 
vorgeschrieben sowie ein Verbot weiterer Umwandlungen erlassen werden.“ 

muss es heißen: „Bei einem Rückgang um mehr als 5 % sollten individuelle 
Rückumwandlungen vorgeschrieben sowie ein Verbot weiterer Umwandlungen erlassen 
werden.“ 

 

Erwägungsgrund 47 Satz 1: 

anstatt: „Es ist zu regeln, anhand welcher Methode der Anteil von Dauergrünland an der 
gesamten landwirtschaftlichen Fläche zu bestimmen ist, um zu verhindern, dass 
Dauergrünlandflächen wegen des langen Zeitraums, in dem sie als solche gehalten werden, 
doppelt gezählt werden, und um zu vermeiden, dass Umwandlungen, die durch kleine und 
ökologischen Landbau betreibende Landwirte, welche von der 
Wiederherstellungsverpflichtung befreit sind, vorgenommen werden, eine unmittelbare 
Auswirkung auf die Wiederherstellungsverpflichtung der anderen Betriebsinhaber haben.“ 

muss es heißen: „Es ist zu regeln, anhand welcher Methode der Anteil von Dauergrünland an 
der gesamten landwirtschaftlichen Fläche zu bestimmen ist, um zu verhindern, dass 
Dauergrünlandflächen wegen der Praxis, Grünland über einen langen Zeitraum als solches zu 
halten, doppelt gezählt werden, und um zu vermeiden, dass Umwandlungen, die durch 
Kleinerzeuger und ökologischen Landbau betreibende Betriebsinhaber, welche von der 
Rückumwandlungsverpflichtung befreit sind, vorgenommen werden, eine unmittelbare 
Auswirkung auf die Rückumwandlungsverpflichtung der anderen Betriebsinhaber haben.“ 
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Erwägungsgrund 48, Sätze 1 und 2: 

anstatt: „In Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind die Landschaftselemente und 
die Flächen aufgeführt, die die Mitgliedstaaten als im Umweltinteresse genutzte Flächen 
(ökologische Vorrangflächen) betrachten können. Es müssen weitere Kriterien festgelegt 
werden, nach denen diese Landschaftselemente und Flächen als ökologische Vorrangflächen 
gelten können.“ 

muss es heißen: „In Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind die 
Landschaftselemente und die Flächen aufgeführt, die die Mitgliedstaaten als im 
Umweltinteresse genutzte Flächen betrachten können. Es müssen weitere Kriterien festgelegt 
werden, nach denen diese Landschaftselemente und Flächen als im Umweltinteresse genutzte 
Flächen gelten können.“ 

 

Erwägungsgrund 49: 

anstatt: „Das für brachliegende Flächen geltende Erzeugungsverbot, durch das die 
Verwendung von Pestiziden und Düngemitteln verringert wird, sollte freiwillige Maßnahmen 
wie das Ansäen von Wildblumenmischungen zur Förderung der biologischen Vielfalt nicht 
ausschließen. Es sollte klargestellt werden, dass Flächen, die zur Erfüllung der Forderung 
nach ökologischen Vorrangflächen mehr als fünf Jahre brachliegen, Ackerland bleiben und 
nicht unter die Definition von Dauergrünland fallen.“ 

muss es heißen: „Das für brachliegende Flächen geltende Erzeugungsverbot, durch das die 
Verwendung von Pestiziden und Düngemitteln verringert wird, sollte freiwillige Maßnahmen 
wie das Aussäen von Wildblumenmischungen zur Förderung der biologischen Vielfalt nicht 
ausschließen. Es sollte klargestellt werden, dass Flächen, die zur Erfüllung der Forderung 
nach im Umweltinteresse genutzten Flächen mehr als fünf Jahre brachliegen, Ackerland 
bleiben und nicht unter die Definition von Dauergrünland fallen.“ 

 

Erwägungsgrund 51, Satz 1: 

anstatt: „Aus Gründen der Klarheit sollten die Landschaftselemente aufgelistet werden, die 
als ökologische Vorrangflächen zu betrachten sind, und es sollte der Zusammenhang mit den 
Landschaftselementen, die im Rahmen der Cross-Compliance in den Mitgliedstaaten bereits 
geschützt sind, präzisiert werden.“ 

muss es heißen: „Aus Gründen der Klarheit sollten die Landschaftselemente aufgelistet 
werden, die als im Umweltinteresse genutzte Flächen zu betrachten sind, und es sollte der 
Zusammenhang mit den Landschaftselementen, die im Rahmen der Cross-Compliance in den 
Mitgliedstaaten bereits geschützt sind, präzisiert werden.“ 

 

Erwägungsgrund 52, Sätze 1 und 2: 

anstatt: „Pufferstreifen am Rand von Ackerflächen entlang von Wasserläufen oder auf 
höhergelegenen Ackerflächen sind förderlich, um den Abfluss von Schadstoffen in 
Oberflächengewässer zu verringern. Im Interesse der Erhaltung der biologischen Vielfalt 
sollte vorgesehen werden, dass die gesamten ökologischen Vorrangflächen nicht für die 
Erzeugung genutzt werden dürfen, wodurch auch die Verwendung von Pestiziden vermieden 
und der Einsatz von Düngemitteln eingeschränkt werden.“ 
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muss es heißen: „Pufferstreifen am Rand von Ackerflächen entlang von Wasserläufen oder 
auf Ackerflächen in Hanglagen sind förderlich, um den Abfluss von Schadstoffen in 
Oberflächengewässer zu verringern. Im Interesse der Erhaltung der biologischen Vielfalt 
sollte vorgesehen werden, dass alle der als im Umweltinteresse genutzten Flächen gewerteten 
Flächen nicht für die Erzeugung genutzt werden dürfen, wodurch auch die Verwendung von 
Pestiziden vermieden und der Einsatz von Düngemitteln eingeschränkt werden.“ 

 

Erwägungsgrund 53: 

anstatt: „Hinsichtlich der agro-forstwirtschaftlichen Hektarflächen sollte klargestellt werden, 
dass hierbei die Ackerflächen zu berücksichtigen sind, die sich in einem Gebiet befinden, das 
einem Agrarforstsystem unterliegt, welches immer noch die Bedingungen erfüllt, unter denen 
Förderung für die Entwicklung des ländlichen Raums gewährt wird oder wurde. 
Mitgliedstaaten, die diese Gebiete für die Erfüllung der Verpflichtung bezüglich ökologischer 
Vorrangflächen auswählen, sollten bei der Festlegung der zusätzlichen Bedingungen für den 
Erhalt von Stützung aufgrund der Einrichtung von Agrarforstsystemen im Rahmen ihrer 
Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum das Ziel der biologischen Vielfalt 
berücksichtigen.“ 

muss es heißen: „Hinsichtlich der Agroforstflächen sollte klargestellt werden, dass hierbei die 
Ackerflächen zu berücksichtigen sind, die sich in einem Gebiet befinden, das einem 
Agrarforstsystem unterliegt, welches immer noch die Bedingungen erfüllt, unter denen 
Förderung für die Entwicklung des ländlichen Raums gewährt wird oder wurde. 
Mitgliedstaaten, die diese Gebiete für die Erfüllung der Verpflichtung bezüglich im 
Umweltinteresse genutzter Flächen auswählen, sollten bei der Festlegung der zusätzlichen 
Bedingungen für den Erhalt von Stützung aufgrund der Einrichtung von Agrarforstsystemen 
im Rahmen ihrer Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum das Ziel der biologischen 
Vielfalt berücksichtigen.“ 

 

Erwägungsgrund 54, Satz 2: 

anstatt: „Da durch diese Anforderung die ökologische Vorrangfläche einen höheren Wert 
aufweist, sollte sich dies in einem unterschiedlichen Gewichtungsfaktor für diese Art von 
Flächen niederschlagen.“ 

muss es heißen: „Da durch diese Anforderung die im Umweltinteresse genutzte Fläche einen 
höheren Wert aufweist, sollte sich dies in einem unterschiedlichen Gewichtungsfaktor für 
diese Art von Flächen niederschlagen.“ 

 

Erwägungsgrund 55, Satz 2: 

anstatt: „Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten die Bedingungen für diese Art von 
ökologischen Vorrangflächen aufstellen, indem sie festlegen, welche Baumarten zulässig sind 
und welche Regeln für die Verwendung von Produktionsmitteln gelten.“ 

muss es heißen: „Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten die Bedingungen für diese Art 
von im Umweltinteresse genutzten Flächen aufstellen, indem sie festlegen, welche Baumarten 
zulässig sind und welche Regeln für die Verwendung von Produktionsmitteln gelten.“ 

 

Erwägungsgrund 57, Satz 1: 
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anstatt: „Für Flächen mit stickstoffbindenden Pflanzen sollten die Mitgliedstaaten 
Vorschriften aufstellen, durch die vermieden wird, dass der Anbau stickstoffbindender 
Pflanzen auf ökologischen Vorrangflächen zu einer erhöhten Stickstoffauswaschung und 
schlechterer Wasserqualität führt, was den Zielen der Richtlinie 91/676/EWG des Rates12 und 
der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates13 zuwiderliefe und das 
Ziel der biologischen Vielfalt gefährden würde.“ 

muss es heißen: „Für Flächen mit stickstoffbindenden Pflanzen sollten die Mitgliedstaaten 
Vorschriften aufstellen, durch die vermieden wird, dass der Anbau stickstoffbindender 
Pflanzen auf im Umweltinteresse genutzten Flächen zu einer erhöhten Stickstoffauswaschung 
und schlechterer Wasserqualität führt, was den Zielen der Richtlinie 91/676/EWG des Rates12 
und der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates13 zuwiderliefe und 
das Ziel der biologischen Vielfalt gefährden würde“ 

 

Erwägungsgrund 58: 

anstatt: „Um den Nutzen ökologischer Vorrangflächen auf Ackerland zu maximieren und 
sicherzustellen, dass die ökologischen Vorrangflächen dem Prozentsatz gemäß Artikel 46 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 entsprechen, sollte im Interesse einer 
effizienten Verwaltung klar festgelegt werden, dass eine Parzelle oder ein Landschaftselement 
innerhalb eines Jahres nicht zweimal für die Einhaltung der Forderung nach ökologischen 
Vorrangflächen herangezogen werden darf.“ 

muss es heißen: „Um den Nutzen im Umweltinteresse genutzter Flächen auf Ackerland zu 
maximieren und sicherzustellen, dass die im Umweltinteressse genutzten Flächen dem 
Prozentsatz gemäß Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 entsprechen, 
sollte im Interesse einer effizienten Verwaltung klar festgelegt werden, dass eine Parzelle oder 
ein Landschaftselement innerhalb eines Jahres nicht zweimal für die Einhaltung der 
Anforderung bezüglich im Umweltinteresse genutzter Flächen herangezogen werden darf.“ 

 

Erwägungsgrund 59, Satz 1: 

anstatt: „Gemäß Artikel 46 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 können die 
Mitgliedstaaten bis zu 50 % der jeweiligen Forderung nach ökologischen Vorrangflächen auf 
regionaler Ebene umsetzen. Um zu gewährleisten, dass eine solche regionale Umsetzung 
zusätzliche ökologische und landschaftliche Vorteile bringt und zur Umsetzung der Strategie 
für grüne Infrastruktur14 beiträgt, sollten Vorschriften für die Landschaftselemente eingeführt 
werden, die zur Bildung angrenzender ökologischer Vorrangflächen herangezogen werden 
können.“ 

muss es heißen: „Gemäß Artikel 46 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 können die 
Mitgliedstaaten bis zu 50 % der jeweiligen Anforderung bezüglich im Umweltinteresse 
genutzter Flächen auf regionaler Ebene umsetzen. Um zu gewährleisten, dass eine solche 
regionale Umsetzung zusätzliche ökologische und landschaftliche Vorteile bringt und zur 
Umsetzung der Strategie für grüne Infrastruktur14 beiträgt, sollten Vorschriften für die 
Landschaftselemente eingeführt werden, die zur Bildung angrenzender im Umweltinteresse 
genutzter Flächen herangezogen werden können.“ 

 

Erwägungsgrund 60, Satz 1: 
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anstatt: „Für die Zwecke des Beschlusses der Mitgliedstaaten, Betriebsinhabern gemäß 
Artikel 46 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 die Möglichkeit einzuräumen, die 
Hälfte ihrer jeweiligen Verpflichtung bezüglich ökologischer Vorrangflächen gemeinsam 
umzusetzen, sollten hinsichtlich der Landschaftselemente, die zur Schaffung angrenzender 
ökologischer Vorrangflächen herangezogen werden können, ähnliche Vorschriften wie für die 
regionale Umsetzung eingeführt werden, um einen Mehrwert für die Umwelt sicherzustellen 
und zur Ausweitung der grünen Infrastruktur beizutragen.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke des Beschlusses der Mitgliedstaaten, Betriebsinhabern 
gemäß Artikel 46 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 die Möglichkeit 
einzuräumen, die Hälfte ihrer jeweiligen Verpflichtung bezüglich im Umweltinteresse 
genutzter Flächen gemeinsam umzusetzen, sollten hinsichtlich der Landschaftselemente, die 
zur Schaffung angrenzender im Umweltinteresse genutzter Flächen herangezogen werden 
können, ähnliche Vorschriften wie für die regionale Umsetzung eingeführt werden, um einen 
Mehrwert für die Umwelt sicherzustellen und zur Ausweitung der grünen Infrastruktur 
beizutragen.“ 

 

Erwägungsgrund 61: 

anstatt: „Bezüglich der für bestimmte Mitgliedstaaten bestehenden Möglichkeit, 
Betriebsinhaber in stark bewaldeten Gebieten von der Verpflichtung bezüglich der 
ökologischen Vorrangflächen auszunehmen, sollten Vorschriften festgelegt werden, durch die 
geklärt wird, welche Methoden und Daten zur Berechnung des Waldanteils an der gesamten 
Landfläche sowie des Verhältnisses von Waldflächen zu landwirtschaftlichen Flächen 
herangezogen werden.“ 

muss es heißen: „Bezüglich der für bestimmte Mitgliedstaaten bestehenden Möglichkeit, 
Betriebsinhaber in stark bewaldeten Gebieten von der Verpflichtung bezüglich der im 
Umweltinteresse genutzten Flächen auszunehmen, sollten Vorschriften festgelegt werden, 
durch die geklärt wird, welche Methoden und Daten zur Berechnung des Waldanteils an der 
gesamten Landfläche sowie des Verhältnisses von Waldflächen zu landwirtschaftlichen 
Flächen herangezogen werden.“ 

 

Erwägungsgrund 62, Satz 1: 

anstatt: „Die Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 legt die Gewährungsbedingungen für die 
Zahlung für Junglandwirte fest.“ 

muss es heißen: „Die Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 legt die Beihilfefähigkeitsbedingungen 
für die Zahlung für Junglandwirte fest.“ 

 

Erwägungsgrund 75, Satz 2: 

anstatt: „Um zu prüfen, ob bei der Gewährung dieser Beihilfe die festgelegten Grenzen 
eingehalten werden, sollte die Verpflichtung festgeschrieben werden, dass der Kommission zu 
bestimmten die Beihilfen betreffenden Punkten Jahresberichte vorzulegen sind.“ 

muss es heißen: „Um zu prüfen, ob bei der Gewährung dieser Beihilfe die festgelegten 
Grenzen eingehalten werden, sollte die Verpflichtung festgeschrieben werden, dass der 
Kommission zu bestimmten die gewährten Beihilfen betreffenden Punkten Jahresberichte 
vorzulegen sind.“ 
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Erwägungsgrund 76, Satz 1: 

anstatt: „Die Kommission sollte gegebenenfalls auch über alle Beschlüsse unterrichtet 
werden, die sich aus einer Überprüfung von Beschlüssen ergeben, welche gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 oder der vorliegenden Verordnung mitgeteilt wurden, damit 
die Kommission die ordnungsgemäße Anwendung und die Auswirkungen dieser Überprüfung 
überwachen kann.“ 

muss es heißen: „Die Kommission sollte gegebenenfalls auch über alle Beschlüsse 
unterrichtet werden, die sich aus einer Überprüfung von gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 oder der vorliegenden Verordnung mitgeteilten Beschlüssen ergeben, damit 
die Kommission die ordnungsgemäße Anwendung und die Auswirkungen dieser Überprüfung 
überwachen kann.“ 

 

Erwägungsgrund 77, Satz 1: 

anstatt: „Anhang X der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 enthält eine Tabelle mit den für die 
verschiedenen Arten von ökologischen Vorrangflächen geltenden Umrechnungs- und 
Gewichtungsfaktoren gemäß Artikel 46 Absatz 3 der genannten Verordnung.“ 

muss es heißen: „Anhang X der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 enthält eine Tabelle mit den 
für die verschiedenen Arten von im Umweltinteresse genutzten Flächen geltenden 
Umrechnungs- und Gewichtungsfaktoren gemäß Artikel 46 Absatz 3 der genannten 
Verordnung.“ 

 

Erwägungsgrund 77, letzter Satz: 

anstatt: „Für die Zwecke der Berechnung der ökologischen Vorrangfläche sollten die 
Umrechnungs- und Gewichtungsfaktoren auch für die durch gleichwertige Methoden 
abgedeckten Merkmale gelten, sofern diese mit den in dem genannten Anhang aufgeführten 
Merkmalen übereinstimmen.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke der Berechnung der im Umweltinteresse genutzten Fläche 
sollten die Umrechnungs- und Gewichtungsfaktoren auch für die durch gleichwertige 
Methoden abgedeckten Merkmale gelten, sofern diese mit den in dem genannten Anhang 
aufgeführten Merkmalen übereinstimmen.“ 

 

Artikel 1, Absatz 1, Buchstabe f: 

anstatt: „fakultative gekoppelte Stützung;“ 

muss es heißen: „die fakultative gekoppelte Stützung;“ 

 

Artikel 2, Absatz 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle Förderbedingungen im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung überprüft und kontrolliert werden können.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle Stützungsbedingungen im 
Rahmen der vorliegenden Verordnung überprüft und kontrolliert werden können.“ 
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Artikel 8: 

anstatt: „Bei Anwendung von Artikel 32 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 auf 
Dauergrünland, das abgeweidet werden kann und dort, wo Gräser und andere 
Grünfutterpflanzen traditionell nicht in Weidegebieten vorherrschen, einen Teil etablierter 
lokaler Praktiken darstellt, können die Mitgliedstaaten zwischen verschiedenen 
Flächenkategorien unterscheiden und auf diese unterschiedliche Verringerungskoeffizienten 
anwenden.“ 

muss es heißen: „Bei Anwendung von Artikel 32 Absatz 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 auf Dauergrünland, das beweidet werden kann und dort, wo Gräser und andere 
Grünfutterpflanzen traditionell nicht in Weidegebieten vorherrschen, einen Teil etablierter 
lokaler Praktiken darstellt, können die Mitgliedstaaten zwischen verschiedenen 
Flächenkategorien unterscheiden und auf diese unterschiedliche Verringerungskoeffizienten 
anwenden.“ 

 

Artikel 10, Absatz 1: 

anstatt: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 wird 
davon ausgegangen, dass die landwirtschaftliche Fläche einer natürlichen oder juristischen 
Person oder einer Vereinigung natürlicher oder juristischer Person hauptsächlich aus Flächen 
besteht, die auf natürliche Weise in einem für die Beweidung oder den Anbau geeigneten 
Zustand erhalten werden, wenn diese Flächen mehr als 50 % der gesamten 
landwirtschaftlichen Fläche ausmachen, die gemäß Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldet wurde.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
wird bei einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Vereinigung natürlicher oder 
juristischer Personen davon ausgegangen, dass deren landwirtschaftliche Fläche hauptsächlich 
aus Flächen besteht, die auf natürliche Weise in einem für die Beweidung oder den Anbau 
geeigneten Zustand erhalten werden, wenn diese Flächen mehr als 50 % der gesamten 
landwirtschaftlichen Fläche ausmachen, die gemäß Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldet wurde.“ 

 

Artikel 11, Absatz 1, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 und gegebenenfalls Artikel 13 der vorliegenden Verordnung gelten als 
Einkünfte aus landwirtschaftlichen Tätigkeiten die Einkünfte eines Betriebsinhabers, die aus 
der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c der genannten Verordnung definierten 
landwirtschaftlichen Tätigkeit stammen, die er in seinem Betrieb ausübt, einschließlich 
Fördermittel der Union aus dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) 
und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER), sowie nationale Beihilfen für landwirtschaftliche Tätigkeiten mit Ausnahme 
ergänzender nationaler Direktzahlungen gemäß den Artikeln 18 und 19 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und gegebenenfalls Artikel 13 der vorliegenden Verordnung 
gelten als Einkünfte aus landwirtschaftlichen Tätigkeiten die Einkünfte eines 
Betriebsinhabers, die aus der auf seinem Betrieb ausgeübten landwirtschaftlichen Tätigkeit im 
Sinne des Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c der genannten Verordnung stammen, einschließlich 
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Fördermittel der Union aus dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) 
und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER), sowie nationale Beihilfen für landwirtschaftliche Tätigkeiten mit Ausnahme 
ergänzender nationaler Direktzahlungen gemäß den Artikeln 18 und 19 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013.“ 

 

Artikel 12, Absatz 2, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Hat ein Betriebsinhaber in dem in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten jüngsten 
Steuerjahr keinen Stützungsantrag für Direktzahlungen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 vorgelegt, so bestimmen die Mitgliedstaaten den Gesamtbetrag der 
Direktzahlungen gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1, indem die Zahl der beihilfefähigen 
Hektarflächen, die der Betriebsinhaber im Jahr der Antragstellung gemäß Artikel 72 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldet hat, mit dem nationalen 
Durchschnitt der Direktzahlungen je Hektar in dem in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Jahr 
multipliziert wird.“ 

muss es heißen: „Hat ein Betriebsinhaber in dem in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten 
jüngsten Steuerjahr keinen Beihilfeantrag für Direktzahlungen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 gestellt, so bestimmen die Mitgliedstaaten den Gesamtbetrag der 
Direktzahlungen gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1, indem die Zahl der beihilfefähigen 
Hektarflächen, die der Betriebsinhaber im Jahr der Antragstellung gemäß Artikel 72 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldet hat, mit dem nationalen 
Durchschnitt der Direktzahlungen je Hektar in dem in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Jahr 
multipliziert wird.“ 

 

Artikel 12, Absatz 3, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Der Betrag der Direktzahlungen an einen Betriebsinhaber gemäß Artikel 9 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 ist der Gesamtbetrag der Direktzahlungen, auf die der 
Betriebsinhaber gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 vor der Anwendung des 
Artikels 63 sowie von Artikel 91 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 für das 
vorangegangene Jahr Anspruch hatte.“ 

muss es heißen: „Der Betrag der Direktzahlungen eines Betriebsinhabers gemäß Artikel 9 
Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 ist der Gesamtbetrag der Direktzahlungen, auf 
die der Betriebsinhaber gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 vor der Anwendung des 
Artikels 63 sowie von Artikel 91 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 für das 
vorangegangene Jahr Anspruch hatte.“ 

 

Artikel 12, Absatz 4, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Hat ein Betriebsinhaber in dem in Absatz 3 Unterabsatz 1 genannten Vorjahr keinen 
Stützungsantrag für Direktzahlungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 vorgelegt, 
so bestimmen die Mitgliedstaaten den Gesamtbetrag der Direktzahlungen gemäß Absatz 3 
Unterabsatz 1, indem die Zahl der beihilfefähigen Hektarflächen, die der Betriebsinhaber im 
Jahr der Antragstellung gemäß Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 angemeldet hat, mit dem nationalen Durchschnitt der Direktzahlungen je 
Hektar im Vorjahr multipliziert wird.“ 
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muss es heißen: „Hat ein Betriebsinhaber in dem in Absatz 3 Unterabsatz 1 genannten 
Vorjahr keinen Beihilfeantrag für Direktzahlungen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 gestellt, so bestimmen die Mitgliedstaaten den Gesamtbetrag der 
Direktzahlungen gemäß Absatz 3 Unterabsatz 1, indem die Zahl der beihilfefähigen 
Hektarflächen, die der Betriebsinhaber im Jahr der Antragstellung gemäß Artikel 72 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldet hat, mit dem nationalen 
Durchschnitt der Direktzahlungen je Hektar im Vorjahr multipliziert wird.“ 

 

Artikel 13, Absatz 1, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 sind landwirtschaftliche Tätigkeiten nicht unwesentlich, wenn die 
Gesamteinnahmen aus landwirtschaftlichen Tätigkeiten im Sinne von Artikel 11 der 
vorliegenden Verordnung im jüngsten Steuerjahr, für das entsprechende Nachweise vorliegen, 
mindestens ein Drittel der Gesamteinnahmen im letzten Steuerjahr ausmachen, für das 
derartige Beweise vorliegen.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind landwirtschaftliche Tätigkeiten nicht unwesentlich, 
wenn die Gesamteinkünfte aus landwirtschaftlichen Tätigkeiten im Sinne von Artikel 11 der 
vorliegenden Verordnung im jüngsten Steuerjahr, für das entsprechende Nachweise vorliegen, 
mindestens ein Drittel der Gesamteinkünfte im letzten Steuerjahr ausmachen, für das derartige 
Beweise vorliegen.“ 

 

Artikel 13, Absatz 1, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, den Anteil der Gesamteinnahmen aus 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten niedriger als ein Drittel anzusetzen, sofern durch diesen 
niedrigeren Wert sichergestellt ist, dass keine natürliche oder juristische Person, die lediglich 
marginale landwirtschaftliche Tätigkeiten ausübt, als aktiver Betriebsinhaber gilt.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, den Anteil der Gesamteinkünfte 
aus landwirtschaftlichen Tätigkeiten niedriger als ein Drittel anzusetzen, sofern durch diesen 
niedrigeren Wert sichergestellt ist, dass keine natürliche oder juristische Person, die lediglich 
marginale landwirtschaftliche Tätigkeiten ausübt, als aktiver Betriebsinhaber gilt.“ 

 

Artikel 13, Absatz 3, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe c der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 und gegebenenfalls Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe b derselben 
Verordnung gilt die Ausübung einer landwirtschaftlichen Tätigkeit als Haupttätigkeit oder 
Geschäftszweck einer juristischen Person, wenn diese Tätigkeit als Haupttätigkeit oder 
Geschäftszweck im amtlichen Unternehmensregister eines Mitgliedstaats eingetragen ist oder 
ein gleichwertiger amtlicher Nachweis des Mitgliedstaats vorliegt. Im Fall einer natürlichen 
Person sind entsprechende Nachweise beizubringen.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und gegebenenfalls Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe b 
derselben Verordnung gilt die Ausübung einer landwirtschaftlichen Tätigkeit als 
Haupttätigkeit oder Geschäftszweck einer juristischen Person, wenn diese Tätigkeit als eine 
Haupttätigkeit oder ein Geschäftszweck im amtlichen Unternehmensregister eines 
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Mitgliedstaats eingetragen ist oder ein gleichwertiger amtlicher Nachweis des Mitgliedstaats 
vorliegt. Im Fall einer natürlichen Person sind gleichwertige Nachweise beizubringen.“ 

 

Artikel 13, Absatz 3, Unterabsatz 3: 

anstatt: „Abweichend von den Unterabsätzen 1 und 2 können die Mitgliedstaaten alternative 
Kriterien festlegen, nach denen eine landwirtschaftliche Tätigkeit als Haupttätigkeit oder 
Geschäftszweck einer natürlichen oder juristischen Person gemäß Artikel 9 Absatz 2 
Unterabsatz 3 Buchstabe c und gegebenenfalls Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe b der genannten 
Verordnung gelten kann.“ 

muss es heißen: „Abweichend von den Unterabsätzen 1 und 2 können die Mitgliedstaaten 
alternative Kriterien festlegen, nach denen eine landwirtschaftliche Tätigkeit als eine 
Haupttätigkeit oder ein Geschäftszweck einer natürlichen oder juristischen Person gemäß 
Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe c und gegebenenfalls Artikel 9 Absatz 3 
Buchstabe b der genannten Verordnung gelten kann.“ 

 

Artikel 14, Überschrift: 

anstatt: „Vererbung, Änderung des Rechtsstatus oder der Bezeichnung sowie Fusion und 
Aufspaltung“ 

muss es heißen: „Vererbung, Änderung des Rechtsstatus oder der Bezeichnung sowie 
Zusammenschluss und Aufteilung“ 

 

Artikel 14, Absatz 3, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Eine Fusion oder Aufspaltung hat keine Auswirkungen auf die Anzahl und den Wert 
der dem Betrieb/den Betrieben zuzuweisenden Zahlungsansprüche.“ 

muss es heißen: „Ein Zusammenschluss oder eine Aufteilung hat keine Auswirkungen auf die 
Anzahl und den Wert der dem Betrieb/den Betrieben zuzuweisenden Zahlungsansprüche.“ 

 

Artikel 14, Absatz 3, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Wendet ein Mitgliedstaat Artikel 24 Absatz 4 oder 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 an, so wird im Falle einer Aufspaltung die Anzahl der Zahlungsansprüche, die 
den einzelnen aus der Aufspaltung hervorgehenden Betrieben zuzuweisen sind, dadurch 
festgesetzt, dass die Anzahl der dem betreffenden neuen Betrieb zur Verfügung stehenden 
beihilfefähigen Hektarflächen mit der durchschnittlichen Kürzung der Anzahl der Ansprüche 
multipliziert wird, die gemäß Artikel 24 Absatz 4 oder 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
auf den ursprünglichen Betrieb angewendet worden wäre.“ 

muss es heißen: „Wendet ein Mitgliedstaat Artikel 24 Absatz 4 oder 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 an, so wird im Falle einer Aufteilung die Anzahl der Zahlungsansprüche, die 
den einzelnen aus der Aufteilung hervorgehenden Betrieben zuzuweisen sind, dadurch 
festgesetzt, dass die Anzahl der dem betreffenden neuen Betrieb zur Verfügung stehenden 
beihilfefähigen Hektarflächen mit der durchschnittlichen Kürzung der Anzahl der Ansprüche 
multipliziert wird, die gemäß Artikel 24 Absatz 4 oder 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
auf den ursprünglichen Betrieb angewendet worden wäre.“ 
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Artikel 14, Absatz 3, Unterabsatz 3, Buchstabe b, einleitende Worte: 

anstatt: „ „Aufspaltung“: die Aufspaltung eines Betriebsinhabers im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 in“ 

muss es heißen: „ „Aufteilung“: die Aufteilung eines Betriebsinhabers im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 in“ 

 

Artikel 17, Überschrift: 

anstatt: „Bestimmung des Werts der Zahlungsansprüche gemäß den Artikeln 26 und 40 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013“ 

muss es heißen: „Festsetzung des Werts der Zahlungsansprüche gemäß den Artikeln 26 
und 40 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013“ 

 

Artikel 17, Absatz 2, Buchstabe c: 

anstatt: „die Mitgliedstaaten können anhand objektiver und nichtdiskriminierender Kriterien 
über die Höhe der Stützung beschließen, die für eine oder mehrere der in Artikel 26 Absatz 6 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten und von dem betreffenden Mitgliedstaat 
angewendeten Regelungen berücksichtigt wird.“ 

muss es heißen: „die Mitgliedstaaten können anhand objektiver und nichtdiskriminierender 
Kriterien über die Höhe der Stützung beschließen, die für eine oder mehrere der in Artikel 26 
Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten und von dem betreffenden 
Mitgliedstaat angewendeten Regelungen zu berücksichtigen ist.“ 

 

Artikel 18, Überschrift: 

anstatt: „Endgültige Bestimmung des Werts und der Anzahl der Zahlungsansprüche“ 

muss es heißen: „Endgültige Festsetzung des Werts und der Anzahl der 
Zahlungsansprüche“ 

 

Artikel 19, Überschrift: 

anstatt: „Bestimmung des Werts der Zahlungsansprüche in Härtefällen“ 

muss es heißen: „Festsetzung des Werts der Zahlungsansprüche in Härtefällen“ 

 

Artikel 20, Absatz 1, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass Betriebsinhaber beim Verkauf eines 
Betriebs oder eines Teils davon durch Unterzeichnung eines Vertrags vor dem von der 
Kommission auf der Grundlage von Artikel 78 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 festgelegten letztmöglichen Zeitpunkt für die Beantragung der Zuweisung von 
Zahlungsansprüchen zusammen mit dem Betrieb oder einem Teil davon die entsprechenden 
zuzuweisenden Zahlungsansprüche übertragen können. In diesem Fall sollten die 
Zahlungsansprüche dem Verkäufer zugewiesen und direkt an den Käufer übertragen werden, 
der gegebenenfalls die Zahlungen, die der Verkäufer für 2014 erhalten hat, oder den Wert der 
vom Verkäufer im Jahr 2014 gemäß Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
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gehaltenen Zahlungsansprüche als Referenzgröße für den ursprünglichen Einheitswert dieser 
Zahlungsansprüche heranziehen kann.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass Betriebsinhaber beim Verkauf 
eines Betriebs oder eines Teils davon durch einen vor dem von der Kommission auf der 
Grundlage von Artikel 78 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festgelegten 
letztmöglichen Zeitpunkt für die Beantragung der Zuweisung von Zahlungsansprüchen 
abgeschlossenen Vertrag zusammen mit dem Betrieb oder einem Teil davon die 
entsprechenden zuzuweisenden Zahlungsansprüche übertragen können. In diesem Fall sollen 
die Zahlungsansprüche dem Verkäufer zugewiesen und direkt an den Käufer übertragen 
werden, der gegebenenfalls in den Genuss der Heranziehung der Zahlungen, die der 
Verkäufer für 2014 erhalten hat, oder des Werts der vom Verkäufer im Jahr 2014 gemäß 
Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gehaltenen Zahlungsansprüche als 
Referenzgröße für den ursprünglichen Einheitswert dieser Zahlungsansprüche kommen 
kann.“ 

 

Artikel 21, Absatz 1, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass Betriebsinhaber bei der Verpachtung 
eines Betriebs oder eines Teils davon durch einen vor dem in Artikel 20 Absatz 1 
Unterabsatz 1 genannten Datum unterzeichneten Vertrag zusammen mit dem Betrieb oder 
einem Teil davon die entsprechenden zuzuweisenden Zahlungsansprüche verpachten können. 
In diesem Fall sollten die Zahlungsansprüche dem Verpächter zugewiesen und direkt an den 
Pächter verpachtet werden, der gegebenenfalls die Zahlungen, die der Verpächter für 2014 
erhalten hat, oder den Wert der vom Verpächter im Jahr 2014 gemäß Artikel 26 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gehaltenen Zahlungsansprüche als Referenzgröße für den 
ursprünglichen Einheitswert dieser Zahlungsansprüche heranziehen kann.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass Betriebsinhaber bei der 
Verpachtung eines Betriebs oder eines Teils davon durch einen vor dem in Artikel 20 
Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Datum abgeschlossenen Vertrag zusammen mit dem 
Betrieb oder einem Teil davon die entsprechenden zuzuweisenden Zahlungsansprüche 
verpachten können. In diesem Fall werden die Zahlungsansprüche dem Verpächter 
zugewiesen und direkt an den Pächter verpachtet, der gegebenenfalls in den Genuss der 
Heranziehung der Zahlungen, die der Verpächter für 2014 erhalten hat, oder des Werts der 
vom Verpächter im Jahr 2014 gemäß Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
gehaltenen Zahlungsansprüche als Referenzgröße für den ursprünglichen Einheitswert dieser 
Zahlungsansprüche kommen kann.“ 

 

Artikel 24, Absatz 1, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Zahlungsansprüche können nur einmal jährlich von dem Betriebsinhaber 
(Eigentümer oder Pächter) zur Zahlung angemeldet werden, dem sie am Endtermin für die 
Einreichung des Sammelantrags gehören.“ 

muss es heißen: „Zahlungsansprüche können nur einmal jährlich von dem Betriebsinhaber zur 
Zahlung angemeldet werden, der am Endtermin für die Einreichung des Sammelantrags 
darüber verfügt (eigene oder gepachtete).“ 

 

Artikel 24, Absatz 1, Unterabsatz 2: 
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anstatt: „Nutzt ein Betriebsinhaber jedoch die Möglichkeit, den Sammelantrag gemäß den 
von der Kommission auf der Grundlage von Artikel 78 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 festgelegten Vorschriften zu ändern, so kann er auch Zahlungsansprüche zur 
Zahlung anmelden, die ihm (als Eigentümer oder Pächter) zum Zeitpunkt der Mitteilung der 
Änderungen an die zuständige Behörde gehören, sofern die betreffenden Zahlungsansprüche 
nicht von einem anderen Betriebsinhaber für dasselbe Jahr zur Zahlung angemeldet werden.“ 

muss es heißen: „Nutzt ein Betriebsinhaber jedoch die Möglichkeit, den Sammelantrag gemäß 
den von der Kommission auf der Grundlage von Artikel 78 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 festgelegten Vorschriften zu ändern, so kann er auch Zahlungsansprüche zur 
Zahlung anmelden, über die er zum Zeitpunkt der Mitteilung der Änderungen an die 
zuständige Behörde verfügt (eigene oder gepachtete), sofern die betreffenden 
Zahlungsansprüche nicht von einem anderen Betriebsinhaber für dasselbe Jahr zur Zahlung 
angemeldet werden.“ 

 

Artikel 24, Absatz 1, Unterabsatz 3: 

anstatt: „Erwirbt ein Betriebsinhaber Zahlungsansprüche im Wege der Übertragung von 
einem anderen Betriebsinhaber und hatte der andere Betriebsinhaber diese Zahlungsansprüche 
bereits zur Zahlung angemeldet, so ist die zusätzliche Anmeldung dieser Zahlungsansprüche 
durch den Übernehmer nur dann zulässig, wenn der Übertragende die zuständige Behörde 
bereits gemäß den von der Kommission auf der Grundlage von Artikel 34 Absatz 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 festgelegten Vorschriften über die Übertragung in Kenntnis 
gesetzt hat und innerhalb der von der Kommission auf der Grundlage von Artikel 78 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festgesetzten Frist für die Änderung des 
Sammelantrags die betreffenden Zahlungsansprüche aus seinem eigenen Sammelantrag 
zurückzieht.“ 

muss es heißen: „Erwirbt ein Betriebsinhaber Zahlungsansprüche im Wege der Übertragung 
von einem anderen Betriebsinhaber und hatte der andere Betriebsinhaber diese 
Zahlungsansprüche bereits zur Zahlung angemeldet, so ist die zusätzliche Anmeldung dieser 
Zahlungsansprüche durch den Übernehmer nur dann zulässig, wenn der Übergeber die 
zuständige Behörde bereits gemäß den von der Kommission auf der Grundlage von Artikel 34 
Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 festgelegten Vorschriften über die Übertragung 
in Kenntnis gesetzt hat und innerhalb der von der Kommission auf der Grundlage von 
Artikel 78 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festgesetzten Frist für die 
Änderung des Sammelantrags die betreffenden Zahlungsansprüche aus seinem eigenen 
Sammelantrag zurückzieht.“ 

 

Artikel 25, Absatz 2: 

anstatt: „Macht ein Mitgliedstaat von der Möglichkeit gemäß Artikel 34 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 Gebrauch, so bestimmt er die in dem angeführten Absatz 
genannten Regionen im ersten Jahr der Anwendung von Artikel 34 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 und spätestens einen Monat vor dem vom Mitgliedstaat festgesetzten 
Zeitpunkt gemäß Artikel 33 Absatz 1 der genannten Verordnung.“ 

muss es heißen: „Macht ein Mitgliedstaat von der Möglichkeit gemäß Artikel 34 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 Gebrauch, so bestimmt er die in dem angeführten Absatz 
genannten Regionen im ersten Jahr der Anwendung von Artikel 34 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 und spätestens einen Monat vor dem vom Mitgliedstaat gemäß Artikel 33 
Absatz 1 der genannten Verordnung festgesetzten Zeitpunkt.“ 
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Artikel 26, Überschrift: 

anstatt: „Rückfall in die nationale oder regionale Reserve aufgrund des Einbehalts von 
Übertragungen von Zahlungsansprüchen“ 

muss es heißen: „Rückfall in die nationale oder regionale Reserve aufgrund des 
Einbehalts bei Übertragung von Zahlungsansprüchen“ 

 

Artikel 26, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Macht ein Mitgliedstaat von der Möglichkeit gemäß Artikel 34 Absatz 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 Gebrauch, so kann er nach objektiven Kriterien, unter 
Gewährleistung der Gleichbehandlung der Betriebsinhaber und unter Vermeidung von Markt- 
und Wettbewerbsverzerrungen beschließen, dass bis zu 30 % der jährlichen Einheitswerte 
jedes Zahlungsanspruchs, der ohne die entsprechenden beihilfefähigen Hektarflächen im 
Sinne von Artikel 32 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 übertragen wird, oder des 
in Anzahl der Zahlungsansprüche ausgedrückten Gegenwerts in die nationale oder regionale 
Reserve zurückfallen.“ 

muss es heißen: „Macht ein Mitgliedstaat von der Möglichkeit gemäß Artikel 34 Absatz 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 Gebrauch, so kann er nach objektiven Kriterien, unter 
Gewährleistung der Gleichbehandlung der Betriebsinhaber und unter Vermeidung von Markt- 
und Wettbewerbsverzerrungen beschließen, dass bis zu 30 % der jährlichen Einheitswerte 
jedes Zahlungsanspruchs, der ohne die entsprechenden beihilfefähigen Hektarflächen im 
Sinne von Artikel 32 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 übertragen wird, oder des 
entsprechenden in Anzahl an Zahlungsansprüchen ausgedrückten Betrags in die nationale 
oder regionale Reserve zurückfallen.“ 

 

Artikel 26, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten in den ersten drei Jahren der 
Anwendung der Basisprämienregelung einen Rückfall in die Reserve von bis zu 50 % des 
jährlichen Einheitswerts jedes Zahlungsanspruchs oder des entsprechenden, in Anzahl der 
Zahlungsansprüche gemäß Absatz 1 ausgedrückten Betrags vorsehen.“ 

muss es heißen: „Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten in den ersten drei 
Jahren der Anwendung der Basisprämienregelung einen Rückfall in die Reserve von bis zu 
50 % des jährlichen Einheitswerts jedes Zahlungsanspruchs oder des entsprechenden, in 
Anzahl an Zahlungsansprüchen gemäß Absatz 1 ausgedrückten Betrags vorsehen.“ 

 

Artikel 28, Überschrift: 

anstatt: „Bestimmung der Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve gemäß Artikel 30 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013“ 

muss es heißen: „Festsetzung der Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve gemäß Artikel 30 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013“ 

 

Artikel 28, Absatz 1: 
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anstatt: „Stellt ein Junglandwirt oder ein Betriebsinhaber, der eine landwirtschaftliche 
Tätigkeit aufnimmt, einen Antrag auf Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve und verfügt er über keinerlei Zahlungsanspruch (als Eigentümer oder Pächter), so gilt 
für die Zwecke von Artikel 30 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, dass er eine 
Anzahl an Zahlungsansprüchen erhält, die der Anzahl der beihilfefähigen Hektarflächen 
entspricht, über die er zu dem von der Kommission auf der Grundlage von Artikel 78 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festgesetzten letztmöglichen Zeitpunkt für 
die Antragstellung auf Zuweisung oder Erhöhung des Werts von Zahlungsansprüchen (als 
Eigentümer oder Pächter) verfügt.“ 

muss es heißen: „Stellt ein Junglandwirt oder ein Betriebsinhaber, der eine landwirtschaftliche 
Tätigkeit aufnimmt, einen Antrag auf Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve und verfügt er über keinen Zahlungsanspruch (eigener oder gepachteter), so gilt für 
die Zwecke von Artikel 30 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, dass er eine Anzahl 
an Zahlungsansprüchen erhält, die der Anzahl der beihilfefähigen Hektarflächen entspricht, 
über die er zu dem von der Kommission auf der Grundlage von Artikel 78 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festgesetzten letztmöglichen Zeitpunkt für die 
Antragstellung auf Zuweisung oder Erhöhung des Werts von Zahlungsansprüchen verfügt 
(eigene oder gepachtete).“ 

 

Artikel 28, Absatz 2, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Stellt ein Junglandwirt oder ein Betriebsinhaber, der eine landwirtschaftliche 
Tätigkeit aufnimmt, einen Antrag auf Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve und verfügt er bereits über Zahlungsansprüche (als Eigentümer oder Pächter), so 
erhält er eine Anzahl an Zahlungsansprüchen, die der Anzahl der beihilfefähigen 
Hektarflächen entspricht, über die er zu dem in Absatz 1 genannten letztmöglichen Zeitpunkt 
für die Antragstellung (als Eigentümer oder Pächter) verfügt und für die er keine 
Zahlungsansprüche (als Eigentümer oder Pächter) hat.“ 

muss es heißen: „Stellt ein Junglandwirt oder ein Betriebsinhaber, der eine landwirtschaftliche 
Tätigkeit aufnimmt, einen Antrag auf Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve und verfügt er bereits über Zahlungsansprüche (eigene oder gepachtete), so erhält er 
eine Anzahl an Zahlungsansprüchen, die der Anzahl der beihilfefähigen Hektarflächen 
entspricht, über die er zu dem in Absatz 1 genannten letztmöglichen Zeitpunkt für die 
Antragstellung verfügt (eigene oder gepachtete) und für die er über keine Zahlungsansprüche 
(eigene oder gepachtete) verfügt.“ 

 

Artikel 28, Absatz 2, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Liegt der Wert der Zahlungsansprüche, über die der Betriebsinhaber bereits (als 
Eigentümer oder Pächter) verfügt, unter dem nationalen oder regionalen Durchschnittswert 
gemäß Artikel 30 Absatz 8 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, so können die 
jährlichen Einheitswerte dieser Zahlungsansprüche bis zum nationalen oder regionalen 
Durchschnittswert gemäß Artikel 30 Absatz 10 der genannten Verordnung erhöht werden.“ 

muss es heißen: „Liegt der Wert der Zahlungsansprüche, über die der Betriebsinhaber bereits 
verfügt (eigene oder gepachtete), unter dem nationalen oder regionalen Durchschnittswert 
gemäß Artikel 30 Absatz 8 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, so können die 
jährlichen Einheitswerte dieser Zahlungsansprüche bis zum nationalen oder regionalen 
Durchschnittswert gemäß Artikel 30 Absatz 10 der genannten Verordnung erhöht werden.“ 
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Artikel 28, Absatz 3, Unterabsatz 4: 

anstatt: „Der in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes genannte Anteil an der Gesamtzahl 
der beihilfefähigen Hektarflächen des Betriebsinhabers wird folgendermaßen berechnet: die 
Hälfte der Differenz in Prozentpunkten zwischen dem gemäß Unterabsatz 3 des vorliegenden 
Absatzes festgelegten Prozentsatz und dem Anteil der gehaltenen Zahlungsansprüche des 
Betriebsinhabers aufgrund der beihilfefähigen Hektarflächen, die er gemäß Artikel 72 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 für das in Unterabsatz 2 genannte Jahr 
angemeldet hat. Für die Zwecke dieses Unterabsatzes bezeichnet „gehaltene 
Zahlungsansprüche des Betriebsinhabers“ Zahlungsansprüche, über die der Betriebsinhaber 
bereits verfügt, und die neu aus der Reserve zuzuweisenden Zahlungsansprüche.“ 

muss es heißen: „Der in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes genannte Anteil an der 
Gesamtzahl der beihilfefähigen Hektarflächen des Betriebsinhabers wird folgendermaßen 
berechnet: die Hälfte der Differenz in Prozentpunkten zwischen dem gemäß Unterabsatz 3 des 
vorliegenden Absatzes festgelegten Prozentsatz und dem Anteil der verfügbaren 
Zahlungsansprüche des Betriebsinhabers aufgrund der beihilfefähigen Hektarflächen, die er 
gemäß Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 für das in Unterabsatz 2 
genannte Jahr angemeldet hat. Für die Zwecke dieses Unterabsatzes bezeichnet „verfügbare 
Zahlungsansprüche des Betriebsinhabers“ Zahlungsansprüche, über die der Betriebsinhaber 
bereits verfügt, und die neu aus der Reserve zuzuweisenden Zahlungsansprüche.“ 

 

Artikel 28, Absatz 3, Unterabsatz 5: 

anstatt: „Bei der Berechnung der Anzahl der beihilfefähigen Hektarflächen gemäß den 
Unterabsätzen 2, 3 und 4 können die Mitgliedstaaten beschließen, keine Flächen 
einzubeziehen, die für Dauerkulturen, Dauergrünland in Gebieten mit schwierigen 
Witterungsbedingungen gemäß Artikel 24 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 oder 
für Flächen genutzt werden, die als Dauergrünland gemäß Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 anerkannt sind.“ 

muss es heißen: „Bei der Berechnung der Anzahl der beihilfefähigen Hektarflächen gemäß 
den Unterabsätzen 2, 3 und 4 des vorliegenden Absatzes können die Mitgliedstaaten 
beschließen, keine Flächen einzubeziehen, die für Dauerkulturen, Dauergrünland in Gebieten 
mit schwierigen Witterungsbedingungen gemäß Artikel 24 Absatz 6 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 oder für Flächen genutzt werden, die als Dauergrünland gemäß Artikel 4 
Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 anerkannt sind.“ 

 

Artikel 29, Überschrift: 

anstatt: „Bestimmung der Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve gemäß Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013“ 

muss es heißen: „Festsetzung der Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen 
Reserve gemäß Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013“ 

 

Artikel 29, Absatz 1: 

anstatt: „Für die Zwecke von Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gilt, 
dass bei der Zuweisung neuer Zahlungsansprüche gemäß Artikel 30 Absatz 10 der genannten 
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Verordnung diese Ansprüche nach den in dem vorliegenden Artikel festgelegten Bedingungen 
und im Einklang mit den von den Mitgliedstaaten festgelegten objektiven Kriterien 
zuzuweisen sind.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 gilt, dass bei der Zuweisung neuer Zahlungsansprüche gemäß Artikel 30 
Absatz 10 der genannten Verordnung diese Ansprüche nach den in dem vorliegenden Artikel 
festgelegten Bedingungen und im Einklang mit den vom betreffenden Mitgliedstaat 
festgelegten objektiven Kriterien zuzuweisen sind.“ 

 

Artikel 29, Absatz 2: 

anstatt: „Ist ein Betriebsinhaber, der über keinen Zahlungsanspruch (als Eigentümer oder 
Pächter) verfügt, gemäß Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 berechtigt, 
Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen Reserve zu erhalten, und stellt er einen 
entsprechenden Antrag, so erhält er eine Anzahl an Zahlungsansprüchen bis zur Anzahl der 
beihilfefähigen Hektar, über die er (als Eigentümer oder Pächter) zu dem in Artikel 28 
Absatz 1 genannten letztmöglichen Zeitpunkt für die Antragstellung verfügt.“ 

muss es heißen: „Ist ein Betriebsinhaber, der über keinen Zahlungsanspruch (eigener oder 
gepachteter) verfügt, gemäß Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
berechtigt, Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen Reserve zu erhalten, und 
stellt er einen entsprechenden Antrag, so erhält er eine Anzahl an Zahlungsansprüchen bis zur 
Anzahl der beihilfefähigen Hektar (eigene oder gepachtete), über die er zu dem in Artikel 28 
Absatz 1 genannten letztmöglichen Zeitpunkt für die Antragstellung verfügt.“ 

 

Artikel 29, Absatz 3, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Ist ein Betriebsinhaber, der über Zahlungsansprüche (als Eigentümer oder Pächter) 
verfügt, gemäß Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 berechtigt, 
Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen Reserve zu erhalten, und stellt er einen 
entsprechenden Antrag, so erhält er eine Anzahl an Zahlungsansprüchen bis zur Anzahl der 
beihilfefähigen Hektar, über die er (als Eigentümer oder Pächter) zu dem in Artikel 28 
Absatz 1 genannten letztmöglichen Zeitpunkt für die Antragstellung verfügt und für die er 
keine Zahlungsansprüche (als Eigentümer oder Pächter) hat.“ 

muss es heißen: „Ist ein Betriebsinhaber, der über Zahlungsansprüche (eigene oder 
gepachtete) verfügt, gemäß Artikel 30 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
berechtigt, Zahlungsansprüche aus der nationalen oder regionalen Reserve zu erhalten, und 
stellt er einen entsprechenden Antrag, so erhält er eine Anzahl an Zahlungsansprüchen bis zur 
Anzahl der beihilfefähigen Hektar, über die er zu dem in Artikel 28 Absatz 1 genannten 
letztmöglichen Zeitpunkt für die Antragstellung verfügt (eigene oder gepachtete) und für die 
er über keine Zahlungsansprüche (eigene oder gepachtete) verfügt.“ 

 

Artikel 29, Absatz 3, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Liegt der Wert der Zahlungsansprüche, über die der Betriebsinhaber bereits (als 
Eigentümer oder Pächter) verfügt, unter dem nationalen oder regionalen Durchschnittswert 
gemäß Artikel 30 Absatz 8 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, so können die 
jährlichen Einheitswerte dieser Zahlungsansprüche bis zum nationalen oder regionalen 
Durchschnittswert gemäß Artikel 30 Absatz 10 der genannten Verordnung erhöht werden.“ 
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muss es heißen: „Liegt der Wert der Zahlungsansprüche, über die der Betriebsinhaber bereits 
verfügt (eigene oder gepachtete), unter dem nationalen oder regionalen Durchschnittswert 
gemäß Artikel 30 Absatz 8 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, so können die 
jährlichen Einheitswerte dieser Zahlungsansprüche bis zum nationalen oder regionalen 
Durchschnittswert gemäß Artikel 30 Absatz 10 der genannten Verordnung erhöht werden.“ 

 

Artikel 29, Absatz 4: 

anstatt: „Für die Zwecke von Absatz 1 legen die Mitgliedstaaten keine Kriterien fest, die sich 
auf Angaben zur Erzeugung oder andere sektorspezifische Daten für einen Zeitraum nach 
dem von dem Mitgliedstaat gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 
für das Antragsjahr 2013 festgesetzten Termin beziehen.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Absatz 1 legen die Mitgliedstaaten keine Kriterien fest, 
die sich auf die Erzeugung oder andere sektorspezifische Daten für einen Zeitraum nach dem 
von dem Mitgliedstaat gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 für 
das Antragsjahr 2013 festgesetzten Termin beziehen.“ 

 

Artikel 30, Überschrift: 

anstatt: „Weitere Vorschriften über die Bestimmung der Zahlungsansprüche aus der 
nationalen oder regionalen Reserve“ 

muss es heißen: „Weitere Vorschriften über die Festsetzung der Zahlungsansprüche aus 
der nationalen oder regionalen Reserve“ 

 

Artikel 30, Absatz 1: 

anstatt: „Bei der Erhöhung der jährlichen Einheitswerte der Zahlungsansprüche gemäß 
Artikel 30 Absatz 10 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 erhöhen die Mitgliedstaaten nach 
objektiven Kriterien, unter Gewährleistung der Gleichbehandlung der Betriebsinhaber und 
unter Vermeidung von Markt- und Wettbewerbsverzerrungen den Einheitswert der 
Ansprüche, über die der Betriebsinhaber (als Eigentümer oder Pächter) zum Zeitpunkt des 
Antrags auf Zuweisung von Ansprüchen aus der nationalen oder regionalen Reserve bereits 
verfügt.“ 

muss es heißen: „Bei der Erhöhung der jährlichen Einheitswerte der Zahlungsansprüche 
gemäß Artikel 30 Absatz 10 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 erhöhen die Mitgliedstaaten 
nach objektiven Kriterien, unter Gewährleistung der Gleichbehandlung der Betriebsinhaber 
und unter Vermeidung von Markt- und Wettbewerbsverzerrungen den Einheitswert der 
Ansprüche (eigene oder gepachtete), über die der Betriebsinhaber zum Zeitpunkt des Antrags 
auf Zuweisung von Ansprüchen aus der nationalen oder regionalen Reserve bereits verfügt.“ 

 

Artikel 30, Absatz 2: 

anstatt: „Für die Zwecke von Absatz 1 legen die Mitgliedstaaten keine Kriterien fest, die sich 
auf Angaben zur Erzeugung oder andere sektorspezifische Daten für einen Zeitraum nach 
dem von dem Mitgliedstaat gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 
für das Antragsjahr 2013 festgesetzten Termin beziehen.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Absatz 1 legen die Mitgliedstaaten keine Kriterien fest, 
die sich auf die Erzeugung oder andere sektorspezifische Daten für einen Zeitraum nach dem 
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von dem Mitgliedstaat gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 für 
das Antragsjahr 2013 festgesetzten Termin beziehen.“ 

 

Artikel 31, Absatz 2, Satz 2: 

anstatt: „In diesem Fall wird dem Betriebsinhaber eine Anzahl an Zahlungsansprüchen gemäß 
Artikel 30 Absatz 7 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gewährt, die einem 
Anteil an der Gesamtzahl der beihilfefähigen Hektarflächen entspricht, die er in seinem 
Antrag für 2015 gemäß Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldet 
hat.“ 

muss es heißen: „In diesem Fall wird dem Betriebsinhaber eine Anzahl an 
Zahlungsansprüchen gemäß Artikel 30 Absatz 7 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 zugewiesen, die einem Anteil an der Gesamtzahl der beihilfefähigen 
Hektarflächen entspricht, die er in seinem Antrag für 2015 gemäß Artikel 72 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldet hat.“ 

 

Artikel 33, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Wenn mehrere Zahlungsansprüche den gleichen Wert haben, werden die Zahl der 
Zahlungsansprüche als Eigentümer und die Zahl der Zahlungsansprüche als Pächter im 
gleichen Verhältnis gekürzt.“ 

muss es heißen: „Wenn mehrere Zahlungsansprüche den gleichen Wert haben, werden die 
Zahl der eigenen Zahlungsansprüche und die Zahl der gepachteten Zahlungsansprüche im 
gleichen Verhältnis gekürzt.“ 

 

Artikel 34, Überschrift: 

anstatt: „Bestimmung des Werts der Zahlungsansprüche gemäß Artikel 26 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 für Mitgliedstaaten, die Artikel 21 Absatz 3 derselben 
Verordnung anwenden“ 

muss es heißen: „Festsetzung des Werts der Zahlungsansprüche gemäß Artikel 26 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 für Mitgliedstaaten, die Artikel 21 Absatz 3 derselben 
Verordnung anwenden“ 

 

Artikel 36, Absatz 1, Unterabsatz 2, Satz 2: 

anstatt: „Der Betrag je Hektar wird jährlich festgelegt, indem der Betrag zur Staffelung der 
für einen einzelnen Betriebsinhaber verfügbaren einheitlichen Flächenzahlung durch die 
Anzahl der von dem Betriebsinhaber gemäß Artikel 72 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a 
der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 gemeldeten beihilfefähigen Hektarflächen geteilt wird.“ 

muss es heißen: „Der Betrag je Hektar wird jährlich festgelegt, indem der Betrag zur 
Staffelung der für einen einzelnen Betriebsinhaber verfügbaren einheitlichen Flächenzahlung 
durch die Anzahl der von dem Betriebsinhaber gemäß Artikel 72 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angemeldeten beihilfefähigen 
Hektarflächen geteilt wird.“ 

 

Artikel 36, Absatz 3: 
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anstatt: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass im Falle von Vererbung oder 
vorweggenommener Erbfolge die Staffelung der einheitlichen Flächenzahlung dem 
Betriebsinhaber zur Verfügung steht, der den Betrieb geerbt hat, sofern er Anspruch auf die 
einheitliche Flächenzahlung hat.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass im Falle von Vererbung oder 
vorweggenommener Erbfolge die Staffelung der einheitlichen Flächenzahlung dem 
Betriebsinhaber zur Verfügung steht, der den Betrieb geerbt hat, sofern dieser Betriebsinhaber 
im Rahmen der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung beihilfefähig ist.“ 

 

Artikel 39, Absatz 1, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Bei Betriebsinhabern, die beschließen, die Methoden gemäß Anhang IX Abschnitt I 
Nummern 3 und 4 und Abschnitt III Nummer 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sowie 
weitere, diesem Anhang angefügte gleichwertige Methoden anzuwenden, für die eine 
spezifische Berechnung erforderlich ist, um eine Doppelfinanzierung zu vermeiden, wie 
gleichwertige Methoden gemäß Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe a der genannten Verordnung, 
ziehen die Mitgliedstaaten von dem nach Maßgabe von Artikel 28 Absatz 6 der Verordnung 
(EU) Nr. 1305/2013 berechneten hektarbezogenen Stützungsbetrag für jede 
Ökologisierungsmethode, der die Methode gleichwertig ist, einen Betrag in Höhe von einem 
Drittel der durchschnittlichen Ökologisierungszahlung je Hektarfläche in dem betreffenden 
Mitgliedstaat oder der betreffenden Region ab.“ 

muss es heißen: „Bei Betriebsinhabern, die beschließen, die Methoden gemäß Anhang IX 
Abschnitt I Nummern 3 und 4 und Abschnitt III Nummer 7 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 sowie weitere, diesem Anhang angefügte gleichwertige Methoden, für die eine 
spezifische Berechnung erforderlich ist, um eine Doppelfinanzierung zu vermeiden, als 
gleichwertige Methoden gemäß Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe a der genannten Verordnung 
anzuwenden, ziehen die Mitgliedstaaten von dem nach Maßgabe von Artikel 28 Absatz 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 berechneten Stützungsbetrag je Hektar für jede 
Ökologisierungsmethode, der die Methode gleichwertig ist, einen Betrag in Höhe von einem 
Drittel der durchschnittlichen Ökologisierungszahlung je Hektarfläche in dem betreffenden 
Mitgliedstaat oder der betreffenden Region ab.“ 

 

Artikel 39, Absatz 1, Unterabsatz 2, Satz 2: 

anstatt: „Mitgliedstaaten, die beschließen, die Methoden gemäß Unterabsatz 1 bereits im 
Jahr 2015 anzuwenden, können die Zahl der 2014 angemeldeten beihilfefähigen 
Hektarflächen auf der Grundlage der gemäß Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 73/2009 im Jahr 2014 gemachten Anmeldungen schätzen.“ 

muss es heißen: „Mitgliedstaaten, die beschließen, die Methoden gemäß Unterabsatz 1 bereits 
im Jahr 2015 anzuwenden, können die Zahl der 2015 angemeldeten beihilfefähigen 
Hektarflächen auf der Grundlage der gemäß Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 73/2009 im Jahr 2014 gemachten Anmeldungen schätzen.“ 

 

Artikel 39, Absatz 2, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Abweichend von Absatz 1 können Mitgliedstaaten, die beschließen, Artikel 43 
Absatz 9 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 anzuwenden, den Abzug gemäß 
Absatz 1 individuell vornehmen, indem ein Betrag in Höhe von einem Drittel der 
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durchschnittlichen Ökologisierungszahlung für den betreffenden Betriebsinhaber abgezogen 
wird.“ 

muss es heißen: „Abweichend von Absatz 1 können Mitgliedstaaten, die beschließen, 
Artikel 43 Absatz 9 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 anzuwenden, den 
Abzug gemäß Absatz 1 individuell vornehmen, indem ein Betrag in Höhe von einem Drittel 
der durchschnittlichen Ökologisierungszahlung je Hektar für den betreffenden 
Betriebsinhaber abgezogen wird.“ 

 

Artikel 40, Absatz 1, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Für die Berechnung der Anteile der verschiedenen Kulturpflanzen gemäß Artikel 44 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 entspricht der zu berücksichtigende Zeitraum 
dem Teil der Kulturzeit, der unter Berücksichtigung der nationalen traditionellen 
Anbaumethoden am relevantesten ist.“ 

muss es heißen: „Für die Berechnung der Anteile der verschiedenen Kulturpflanzen gemäß 
Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 entspricht der zu berücksichtigende 
Zeitraum dem Teil der Anbauperiode, der unter Berücksichtigung der nationalen 
traditionellen Anbaumethoden am relevantesten ist.“ 

 

Artikel 40, Absatz 1, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten teilen den Betriebsinhabern diesen Zeitraum rechtzeitig mit. 
Jeder Hektar der gesamten Anbaufläche des Betriebs wird pro Antragsjahr für die Zwecke der 
Berechnung der Anteile der verschiedenen Kulturpflanzen nur einmal berücksichtigt.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten teilen den Betriebsinhabern diesen Zeitraum rechtzeitig 
mit. Jeder Hektar des gesamten Ackerlands des Betriebs wird pro Antragsjahr für die Zwecke 
der Berechnung der Anteile der verschiedenen Kulturpflanzen nur einmal berücksichtigt.“ 

 

Artikel 40, Absatz 3, Unterabsatz 1, Satz 2: 

anstatt: „Zur Berechnung der mit den einzelnen Kulturen bepflanzten Fläche wird die Fläche, 
auf der die Mischkultur angebaut wird, durch die Zahl der Kulturen geteilt, die mindestens 
25 % dieser Fläche abdecken, ungeachtet des tatsächlichen Anteils einer Kultur an der 
Mischkultur.“ 

muss es heißen: „Zur Berechnung der mit den einzelnen Kulturen bebauten Fläche wird die 
Fläche, auf der die Mischkultur angebaut wird, durch die Zahl der Kulturen geteilt, die 
mindestens 25 % dieser Fläche abdecken, ungeachtet des tatsächlichen Anteils einer Kultur an 
der Mischkultur.“ 

 

Artikel 40, Absatz 3, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Flächen, auf denen im Rahmen einer Mischkultur in die angebaute Hauptkultur eine 
zweite Kultur untergesät wird, werden als nur mit der Hauptkultur bebaute Flächen 
angesehen.“ 

muss es heißen: „Flächen, auf denen der angebauten Hauptkultur im Rahmen einer 
Mischkultur eine zweite Kultur untergesät wird, werden als nur mit der Hauptkultur bebaute 
Flächen angesehen.“ 
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Artikel 41, Überschrift: 

anstatt: „Rahmenvorgaben für die Ausweisung weiterer Gebiete mit umweltgefährdetem 
Dauergrünland außerhalb von Natura-2000-Gebieten“ 

muss es heißen: „Rahmenvorgaben für die Ausweisung weiterer Gebiete mit 
umweltsensiblem Dauergrünland außerhalb von Natura-2000-Gebieten“ 

 

Artikel 41, Satz 1: 

anstatt: „Gebiete außerhalb der unter die Richtlinie 92/43/EWG oder die 
Richtlinie 2009/147/EG fallenden Gebiete werden gemäß Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 als Gebiete mit umweltgefährdetem Dauergrünland 
ausgewiesen, sofern sie eines oder mehrere der folgenden Kriterien erfüllen:“ 

muss es heißen: „Gebiete außerhalb der unter die Richtlinie 92/43/EWG oder die 
Richtlinie 2009/147/EG fallenden Gebiete werden gemäß Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 als Gebiete mit umweltsensiblem Dauergrünland 
ausgewiesen, sofern sie eines oder mehrere der folgenden Kriterien erfüllen:“ 

 

Artikel 41, Buchstabe h: 

anstatt: „sie befinden sich in einem in den Bewirtschaftungsplänen für die Einzugsgebiete 
gemäß der Richtlinie 2000/60/EG ausgewiesenen gefährdeten Gebiet.“ 

muss es heißen: „sie befinden sich in einem in den Bewirtschaftungsplänen für die 
Einzugsgebiete gemäß der Richtlinie 2000/60/EG ausgewiesenen sensiblen Gebiet.“ 

 

Artikel 41, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können jährlich neue Gebiete ausweisen und unterrichten die 
betroffenen Betriebsinhaber rechtzeitig über ihren Beschluss.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können jährlich neu ausgewiesene Gebiete hinzufügen 
und unterrichten die betroffenen Betriebsinhaber rechtzeitig über ihren Beschluss.“ 

 

Artikel 42, Überschrift: 

anstatt: „Wiederherstellungspflicht bei Nichteinhaltung der für umweltgefährdete 
Dauergrünlandflächen geltenden Verpflichtungen“ 

muss es heißen: „Rückumwandlung bei Nichteinhaltung der für umweltsensible 
Dauergrünlandflächen geltenden Verpflichtungen“ 

 

Artikel 42, Absatz 1: 

anstatt: „Hat ein Betriebsinhaber Dauergrünland, für das die Verpflichtung gemäß Artikel 45 
Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gilt, dennoch umgewandelt oder 
gepflügt, so macht der betreffende Mitgliedstaat – unbeschadet der Richtlinie 2004/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates22 – dem Betriebsinhaber zur Auflage, die betroffene 
Fläche wieder in Dauergrünland umzuwandeln, und kann auf Einzelfallbasis genaue, von dem 
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betreffenden Betriebsinhaber zu befolgende Anweisungen erteilen, wie die verursachten 
Umweltschäden rückgängig zu machen sind, um den ursprünglichen Zustand der 
umweltgefährdeten Flächen wiederherzustellen.“ 

muss es heißen: „Hat ein Betriebsinhaber Dauergrünland, für das die Verpflichtung gemäß 
Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gilt, umgewandelt 
oder gepflügt, so macht der betreffende Mitgliedstaat – unbeschadet der 
Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates22 – dem Betriebsinhaber 
zur Auflage, die Fläche wieder in Dauergrünland umzuwandeln, und kann auf Einzelfallbasis 
genaue, vom betreffenden Betriebsinhaber zu befolgende Anweisungen erteilen, wie die 
verursachten Umweltschäden rückgängig zu machen sind, um den ursprünglichen Zustand der 
umweltsensiblen Flächen wiederherzustellen.“ 

 

Artikel 42, Absatz 2, Satz 1: 

anstatt: „Der Betriebsinhaber wird unverzüglich nach Feststellung der Nichteinhaltung der 
Vorschriften über die Wiederherstellungsverpflichtung und den Zeitpunkt, bis zu dem er 
dieser Verpflichtung nachkommen muss, unterrichtet.“ 

muss es heißen: „Der Betriebsinhaber wird unverzüglich nach Feststellung der 
Nichteinhaltung der Vorschriften über die Verpflichtung zur Rückumwandlung und den 
Zeitpunkt, bis zu dem er dieser Verpflichtung nachkommen muss, unterrichtet.“ 

 

Artikel 42, Absatz 3: 

anstatt: „Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 gilt die wiederhergestellte Fläche ab dem ersten Tag der Wiederherstellung als 
Dauergrünland und unterliegt der Verpflichtung gemäß Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013.“ 

muss es heißen: „Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 gilt die rückumgewandelte Fläche ab dem ersten Tag der Rückumwandlung als 
Dauergrünland und unterliegt der Verpflichtung gemäß Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013.“ 

 

Artikel 43, Absatz 2, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Flächen, die 2012 von Betriebsinhabern als als Dauerweideland genutzte Flächen 
angemeldet und für andere Nutzungen umgebrochen wurden, können aus der Berechnung der 
Dauergrünlandflächen gemäß Artikel 45 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 ausgenommen werden, und zwar bis zu der Zahl der Hektar 
Dauerweideland oder Dauergrünland, die die Betriebsinhaber nach 2012 angelegt und 2015 
auf nationaler, regionaler oder subregionaler bzw. auf Betriebsebene angemeldet haben, 
sofern die bestehenden Vorschriften über die Erhaltung von Dauerweideland im Sinne von 
Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 und gemäß Artikel 93 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 eingehalten wurden.“ 

muss es heißen: „Flächen, die 2012 von Betriebsinhabern als als Dauerweideland genutzte 
Flächen angemeldet und für andere Nutzungen umgewandelt wurden, können aus der 
Berechnung der Dauergrünlandflächen gemäß Artikel 45 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 ausgenommen werden, und zwar bis zu der Zahl an 
Hektar Dauerweideland oder Dauergrünland, die die Betriebsinhaber nach 2012 angelegt und 
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2015 auf nationaler, regionaler oder subregionaler bzw. auf Betriebsebene angemeldet haben, 
sofern die bestehenden Vorschriften über die Erhaltung von Dauerweideland im Sinne von 
Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 und gemäß Artikel 93 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 eingehalten wurden.“ 

 

Artikel 43, Absatz 3, Satz 1: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten passen den Referenzanteil an, wenn sie feststellen, dass sich 
insbesondere ein Wandel bei den für ökologische/biologische Erzeugung genutzten Flächen 
oder eine Änderung bei den an der Kleinerzeugerregelung teilnehmenden Betriebsinhabern 
erheblich auf die Entwicklung dieses Anteils auswirken.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten passen den Referenzanteil an, wenn sie feststellen, dass 
sich insbesondere eine Änderung bei den für ökologische/biologische Erzeugung genutzten 
Flächen oder eine Änderung bei den an der Kleinerzeugerregelung teilnehmenden 
Betriebsinhabern erheblich auf die Entwicklung dieses Anteils auswirken.“ 

 

Artikel 44, Absatz 1, Unterabsatz 1, Satz 1: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können die Betriebsinhaber verpflichten, keine 
Dauergrünlandflächen ohne vorherige Genehmigung umzuwidmen.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können die Betriebsinhaber verpflichten, keine 
Dauergrünlandflächen ohne vorherige Genehmigung umzuwandeln.“ 

 

Artikel 44, Absatz 1, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Bei der Erteilung der Genehmigung können objektive und nicht diskriminierende 
Kriterien, einschließlich ökologischer Kriterien, zugrunde gelegt werden. Wird die 
Genehmigung gemäß Unterabsatz 1 davon abhängig gemacht, dass eine andere Fläche mit der 
entsprechenden Hektaranzahl als Dauergrünland angelegt wird, so gilt diese Fläche 
abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 ab dem 
ersten Tag der Umstellung als Dauergrünland. Diese Flächen müssen zum Anbau von Gras 
oder anderen Grünfutterpflanzen genutzt werden, und zwar mindestens fünf aufeinander 
folgende Jahre ab dem Zeitpunkt der Umstellung oder auf Beschluss des Mitgliedstaats 
während der Anzahl Jahre, die zum Erreichen von fünf aufeinander folgenden Jahren noch 
fehlen, wenn die Betriebsinhaber bereits für den Anbau von Gras oder anderen 
Grünfutterpflanzen genutzte Flächen in Dauergrünlandflächen umwandeln.“ 

muss es heißen: „Bei der Erteilung der Genehmigung können objektive und nicht 
diskriminierende Kriterien, einschließlich ökologischer Kriterien, zugrunde gelegt werden. 
Wird die Genehmigung gemäß Unterabsatz 1 davon abhängig gemacht, dass eine andere 
Fläche mit der entsprechenden Hektaranzahl als Dauergrünland angelegt wird, so gilt diese 
Fläche abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
ab dem ersten Tag der Umwandlung als Dauergrünland. Diese Flächen müssen zum Anbau 
von Gras oder anderen Grünfutterpflanzen genutzt werden, und zwar mindestens fünf 
aufeinander folgende Jahre ab dem Zeitpunkt der Umwandlung oder auf Beschluss des 
Mitgliedstaats während der Anzahl Jahre, die zum Erreichen von fünf aufeinander folgenden 
Jahren noch fehlen, wenn die Betriebsinhaber bereits für den Anbau von Gras oder anderen 
Grünfutterpflanzen genutzte Flächen in Dauergrünlandflächen umwandeln.“ 
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Artikel 44, Absatz 2, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Wird festgestellt, dass der Anteil gemäß Artikel 45 Absatz 2 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 um mehr als 5 % im Vergleich zum Referenzanteil gemäß 
dem genannten Artikel abgenommen hat, so schreibt der betreffende Mitgliedstaat vor, 
Flächen wieder in Dauergrünland umzuwandeln, und trifft Regelungen, um eine weitere 
Umwidmung von Dauergrünlandflächen zu verhindern.“ 

muss es heißen: „Wird festgestellt, dass der Anteil gemäß Artikel 45 Absatz 2 Unterabsatz 1 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 um mehr als 5 % im Vergleich zum Referenzanteil 
gemäß dem genannten Artikel abgenommen hat, so schreibt der betreffende Mitgliedstaat vor, 
Flächen wieder in Dauergrünland umzuwandeln, und trifft Regelungen, um eine weitere 
Umwandlung von Dauergrünlandflächen zu verhindern.“ 

 

Artikel 44, Absatz 2, Unterabsatz 2, einleitender Satz: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten treffen unter den Betriebsinhabern, die die folgenden 
Bedingungen erfüllen, eine Auswahl von Betriebsinhabern, auf die die 
Wiederherstellungsverpflichtung Anwendung findet:“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten treffen unter den Betriebsinhabern, die die folgenden 
Bedingungen erfüllen, eine Auswahl von Betriebsinhabern, auf die die Verpflichtung zur 
Rückumwandlung Anwendung findet:“ 

 

Artikel 44, Absatz 2, Unterabsatz 2, Buchstabe b: 

anstatt: „Betriebsinhaber, die auf der Grundlage der Anträge, die gemäß Artikel 72 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 oder Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 während 
der vorangegangenen zwei Kalenderjahre oder im Jahr 2015 während der vorangegangenen 
drei Kalenderjahre eingereicht wurden, über landwirtschaftliche Flächen verfügen, für die 
Dauergrünland oder Dauerweideland für andere Nutzungen umgebrochen wurde.“ 

muss es heißen: „Betriebsinhaber, die auf der Grundlage der Anträge, die gemäß Artikel 72 
der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 oder Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 
während der vorangegangenen zwei Kalenderjahre oder im Jahr 2015 während der 
vorangegangenen drei Kalenderjahre eingereicht wurden, über landwirtschaftliche Flächen 
verfügen, auf denen Dauergrünland oder Dauerweideland für andere Nutzungen umgewandelt 
wurde.“ 

 

Artikel 44, Absatz 2, Unterabsatz 3: 

anstatt: „Umfassen die Zeiträume gemäß Unterabsatz 2 Buchstabe b Kalenderjahre vor dem 
Jahr 2015, so gilt die Wiederherstellungsverpflichtung auch für Flächen, für die 
Dauerweideland, das der Verpflichtung gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 73/2009 oder gemäß Artikel 93 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 unterlag, 
für andere Nutzungen umgebrochen wurde.“ 

muss es heißen: „Umfassen die Zeiträume gemäß Unterabsatz 2 Buchstabe b Kalenderjahre 
vor dem Jahr 2015, so gilt die die Verpflichtung zur Rückumwandlung auch für Flächen, auf 
denen Dauerweideland, das der Verpflichtung gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 73/2009 oder gemäß Artikel 93 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 unterlag, 
für andere Nutzungen umgewandelt wurde.“ 
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Artikel 44, Absatz 2, Unterabsatz 4: 

anstatt: „Bei der Auswahl der Betriebsinhaber, die Flächen wieder in Dauergrünland 
umwandeln müssen, erlegen die Mitgliedstaaten diese Verpflichtung an erster Stelle den 
Betriebsinhabern auf, die über Flächen verfügen, für die unter Verstoß gegen die 
Genehmigungspflicht gemäß Absatz 1 dieses Artikels oder Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1122/2009 gegebenenfalls Dauergrünland oder Dauerweideland für andere 
Nutzungen umgebrochen wurde. Solche Landwirte müssen die gesamte umgebrochene Fläche 
wieder in Dauergrünland umwandeln.“ 

muss es heißen: „Bei der Auswahl der Betriebsinhaber, die Flächen wieder in Dauergrünland 
rückumwandeln müssen, legen die Mitgliedstaaten diese Verpflichtung an erster Stelle den 
Betriebsinhabern auf, die über Flächen verfügen, auf denen unter Verstoß gegen die 
Genehmigungspflicht gemäß Absatz 1 dieses Artikels oder Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1122/2009 gegebenenfalls Dauergrünland oder Dauerweideland für andere 
Nutzungen umgewandelt wurde. Solche Landwirte müssen die gesamte umgewandelte Fläche 
wieder rückumwandeln.“ 

 

Artikel 44, Absatz 3, Unterabsatz 1: 

anstatt: „Führt die Anwendung von Absatz 2 Unterabsatz 4 nicht dazu, dass der Anteil gemäß 
Artikel 45 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 über den 
Schwellenwert von 5 % hinaus ansteigt, so schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass 
Betriebsinhaber, die über Flächen verfügen, für die in den Zeiträumen gemäß Absatz 2 
Unterabsatz 2 Buchstabe b Dauergrünland oder Dauerweideland für andere Nutzungen 
umgebrochen wurde, auch einen prozentualen Anteil dieser umgestellten Flächen wieder in 
Dauergrünland umwandeln oder eine diesem prozentualen Anteil entsprechende andere 
Fläche als Dauergrünland anlegen müssen. Dieser Anteil berechnet sich auf der Grundlage der 
durch den Betriebsinhaber in den Zeiträumen gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe b 
umgebrochenen Fläche und der Fläche, die erforderlich ist, damit der Anteil gemäß Artikel 45 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 über den Schwellenwert von 5 % hinaus 
ansteigt.“ 

muss es heißen: „Führt die Anwendung von Absatz 2 Unterabsatz 4 nicht dazu, dass der 
Anteil gemäß Artikel 45 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 über 
den Schwellenwert von 5 % hinaus ansteigt, so schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass 
Betriebsinhaber, die über Flächen verfügen, auf denen in den Zeiträumen gemäß Absatz 2 
Unterabsatz 2 Buchstabe b Dauergrünland oder Dauerweideland für andere Nutzungen 
umgewandelt wurde, auch einen prozentualen Anteil dieser umgestellten Flächen wieder in 
Dauergrünland umwandeln oder eine diesem prozentualen Anteil entsprechende andere 
Fläche als Dauergrünland anlegen müssen. Dieser Anteil berechnet sich auf der Grundlage der 
durch den Betriebsinhaber in den Zeiträumen gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe b 
umgewandelten Fläche und der Fläche, die erforderlich ist, damit der Anteil gemäß Artikel 45 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 über den Schwellenwert von 5 % hinaus 
ansteigt.“ 

 

Artikel 44, Absatz 3, Unterabsatz 2, Satz 1: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können für die Berechnung des prozentualen Anteils gemäß 
Unterabsatz 1 von der durch den Betriebsinhaber umgewandelten Fläche diejenigen Flächen 
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ausnehmen, die nach dem 31. Dezember 2015 zu Dauergrünland werden, sofern sie 
administrative Gegenkontrollen der jährlich im grafischen Antrag gemeldeten 
Dauergrünlandflächen durch grafische Verschneidung mit den 2015 als Dauerweideland 
gemeldeten und im System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen registrierten 
Flächen durchführen und sofern diese Dauergrünlandflächen nicht aufgrund einer 
Verpflichtung gemäß Absatz 2 oder gemäß dem vorliegenden Absatz, Flächen wieder in 
Dauergrünland umzuwandeln oder eine Fläche als Dauergrünland anzulegen, angelegt 
wurden.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können für die Berechnung des prozentualen Anteils 
gemäß Unterabsatz 1 von der durch den Betriebsinhaber umgewandelten Fläche diejenigen 
Flächen ausnehmen, die nach dem 31. Dezember 2015 zu Dauergrünland werden, sofern sie 
administrative Gegenkontrollen der jährlich im grafischen Antrag gemeldeten 
Dauergrünlandflächen durch grafische Verschneidung mit den 2015 als Dauerweideland 
gemeldeten und im System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen registrierten 
Flächen durchführen und sofern diese Dauergrünlandflächen nicht aufgrund einer 
Verpflichtung gemäß Absatz 2 oder gemäß dem vorliegenden Absatz, Flächen wieder in 
Dauergrünland rückumzuwandeln oder eine Fläche als Dauergrünland anzulegen, angelegt 
wurden.“ 

 

Artikel 44, Absatz 3, Unterabsatz 3: 

anstatt: „Dauergrünland oder Dauerweideland, das die Betriebsinhaber im Rahmen der 
Verpflichtungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates24 und der Verordnung 
(EU) Nr. 1305/2013 angelegt haben, wird bei der Berechnung des prozentualen Anteils 
gemäß Unterabsatz 1 nicht in die durch den Betriebsinhaber umgestellte Fläche 
eingerechnet.“ 

muss es heißen: „Dauergrünland oder Dauerweideland, das die Betriebsinhaber im Rahmen 
der Verpflichtungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates24 und der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 angelegt haben, wird bei der Berechnung des prozentualen 
Anteils gemäß Unterabsatz 1 nicht in die durch den Betriebsinhaber umgewandelte Fläche 
eingerechnet.“ 

 

Artikel 44, Absatz 3, Unterabsatz 4: 

anstatt: „Die Betriebsinhaber werden unverzüglich und auf jeden Fall vor dem 31. Dezember 
des Jahres, in dem die Abnahme auf unter 5 % festgestellt wird, über ihre 
Wiederherstellungsverpflichtung sowie über die Regelungen zur Verhinderung weiterer 
Umwidmungen von Dauergrünlandflächen unterrichtet. Der Wiederherstellungsverpflichtung 
ist vor dem festgelegten Zeitpunkt für die Einreichung des Sammelantrags für das folgende 
Jahr bzw. im Falle Schwedens und Finnlands vor dem 30. Juni des folgenden Jahres 
nachzukommen.“ 

muss es heißen: „Die Betriebsinhaber werden unverzüglich und auf jeden Fall vor dem 
31. Dezember des Jahres, in dem die Abnahme auf unter 5 % festgestellt wird, über ihre 
Verpflichtung zur Rückumwandlung sowie über die Regelungen zur Verhinderung weiterer 
Umwandlungen von Dauergrünlandflächen unterrichtet. Der Verpflichtung zur 
Rückumwandlung ist vor dem festgelegten Zeitpunkt für die Einreichung des Sammelantrags 
für das folgende Jahr bzw. im Falle Schwedens und Finnlands vor dem 30. Juni des folgenden 
Jahres nachzukommen.“ 
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Artikel 44, Absatz 3, Unterabsatz 5: 

anstatt: „Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 gelten wieder in Dauergrünland umgewandelte oder als Dauergrünland 
angelegte Flächen ab dem ersten Tag der Wiederherstellung bzw. Anlegung als 
Dauergrünland. Diese Flächen müssen zum Anbau von Gras oder anderen Grünfutterpflanzen 
genutzt werden, und zwar mindestens fünf aufeinander folgende Jahre ab dem Zeitpunkt der 
Umstellung oder auf Beschluss des Mitgliedstaats während der Anzahl Jahre, die zum 
Erreichen von fünf aufeinander folgenden Jahren noch fehlen, wenn die Betriebsinhaber 
bereits für den Anbau von Gras oder anderen Grünfutterpflanzen genutzte Flächen in 
Dauergrünlandflächen umwandeln.“ 

muss es heißen: „Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 gelten wieder in Dauergrünland rückumgewandelte oder als Dauergrünland 
angelegte Flächen ab dem ersten Tag der Rückumwandlung bzw. Anlegung als 
Dauergrünland. Diese Flächen müssen zum Anbau von Gras oder anderen Grünfutterpflanzen 
genutzt werden, und zwar mindestens fünf aufeinander folgende Jahre ab dem Zeitpunkt der 
Umwandlung oder auf Beschluss des Mitgliedstaats während der Anzahl Jahre, die zum 
Erreichen von fünf aufeinander folgenden Jahren noch fehlen, wenn die Betriebsinhaber 
bereits für den Anbau von Gras oder anderen Grünfutterpflanzen genutzte Flächen in 
Dauergrünlandflächen umwandeln.“ 

 

Abschnitt 4, Überschrift: 

anstatt: „ÖKOLOGISCHE VORRANGFLÄCHEN“ 

muss es heißen: „IM UMWELTINTERESSE GENUTZTE FLÄCHEN“ 

 

Artikel 45, Überschrift: 

anstatt: „Weitere Kriterien für die Arten von ökologischen Vorrangflächen“ 

muss es heißen: „Weitere Kriterien für die Arten von im Umweltinteresse genutzten 
Flächen“ 

 

Artikel 45, Absatz 1: 

anstatt: „Damit die Arten von in Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 aufgeführten Flächen als ökologische Vorrangflächen gelten, müssen die 
Kriterien der nachstehenden Absätze 2 bis 11 erfüllt sein.“ 

muss es heißen: „Damit die Arten von in Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten Flächen als im Umweltinteresse genutzte Flächen gelten, 
müssen die Kriterien der Absätze 2 bis 11 dieses Artikels erfüllt sein.“ 

 

Artikel 45, Absatz 2: 

anstatt: „Auf brachliegenden Flächen darf keine landwirtschaftliche Erzeugung stattfinden. 
Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gilt, 
dass Flächen, die mehr als fünf Jahre als ökologische Vorrangflächen brachliegen, Ackerland 
bleiben.“ 
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muss es heißen: „Auf brachliegenden Flächen darf keine landwirtschaftliche Erzeugung 
stattfinden. Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 bleiben Flächen, die mehr als fünf Jahre als im Umweltinteresse genutzte 
Flächen brachliegen, Ackerland.“ 

 

Artikel 45, Absatz 3, Satz 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, lediglich im Rahmen des GLÖZ 7 
geschützte Terrassen als ökologische Vorrangflächen zu betrachten.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, lediglich im Rahmen des GLÖZ 7 
geschützte Terrassen als im Umweltinteresse genutzte Flächen zu betrachten.“ 

 

Artikel 45, Absatz 4, Unterabsatz 1, einleitender Satz: 

anstatt: „Landschaftselemente müssen dem Betriebsinhaber zur Verfügung stehen und sind 
die Elemente, die im Rahmen des GLÖZ 7 sowie der Grundanforderungen an die 
Betriebsführung 2 und 3 gemäß Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 geschützt 
sind, sowie die folgenden Elemente:“ 

muss es heißen: „Landschaftselemente müssen dem Betriebsinhaber zur Verfügung stehen 
und sind die Elemente, die im Rahmen des GLÖZ 7 sowie GAB 2 und GAB 3 gemäß 
Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 geschützt sind, sowie die folgenden 
Elemente:“ 

 

Artikel 45, Absatz 4, Unterabsatz 1, Buchstabe f: 

anstatt: „Teiche mit einer Größe von maximal 0,1 Hektar. Wasserbecken aus Beton oder 
Kunststoff gelten nicht als ökologische Vorrangflächen;“ 

muss es heißen: „Teiche mit einer Größe von maximal 0,1 Hektar. Wasserbecken aus Beton 
oder Kunststoff gelten nicht als im Umweltinteresse genutzte Flächen;“ 

 

Artikel 45, Absatz 4, Unterabsatz 1, Buchstabe g, Satz 2: 

anstatt: „Kanäle mit Betonwänden gelten nicht als ökologische Vorrangflächen;“ 

muss es heißen: „Kanäle mit Betonwänden gelten nicht als im Umweltinteresse genutzte 
Flächen;“ 

 

Artikel 45, Absatz 4, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können in ordnungsgemäß begründeten Fällen beschließen, die 
ausgewählten Landschaftselemente auf die Elemente, die im Rahmen des GLÖZ 7 bzw. der 
Grundanforderungen an die Betriebsführung 2 oder 3 gemäß Anhang II der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 aufgeführt sind, oder auf eines oder mehrere der in Unterabsatz 1 Buchstaben a 
bis h enthaltenen Elemente zu begrenzen.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können in ordnungsgemäß begründeten Fällen 
beschließen, die ausgewählten Landschaftselemente auf die Elemente, die im Rahmen des 
GLÖZ 7 bzw. der GAB 2 oder GAB 3 gemäß Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
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aufgeführt sind, oder auf eines oder mehrere der in Unterabsatz 1 Buchstaben a bis h 
enthaltenen Elemente zu begrenzen.“ 

 

Artikel 45, Absatz 5, Satz 1: 

anstatt: „Pufferstreifen umfassen die im Rahmen des GLÖZ 1 bzw. der Grundanforderungen 
an die Betriebsführung 1 oder 10 gemäß Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
geforderten Pufferstreifen entlang von Wasserläufen sowie andere Arten von Pufferstreifen.“ 

muss es heißen: „Pufferstreifen umfassen die im Rahmen des GLÖZ 1 bzw. der GAB 1 oder 
GAB 10 gemäß Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 geforderten Pufferstreifen 
entlang von Wasserläufen sowie andere Arten von Pufferstreifen.“ 

 

Artikel 45, Absatz 5, Satz 6: 

anstatt: „Abweichend von der Vorgabe, dass keine landwirtschaftliche Erzeugung stattfinden 
darf, können die Mitgliedstaaten Weidehaltung oder Aberntung zulassen, sofern der 
Pufferstreifen vom angrenzenden Ackerland unterscheidbar bleibt.“ 

muss es heißen: „Abweichend von der Vorgabe, dass keine landwirtschaftliche Erzeugung 
stattfinden darf, können die Mitgliedstaaten eine Beweidung oder Schnittnutzung zulassen, 
sofern der Pufferstreifen vom angrenzenden Ackerland unterscheidbar bleibt.“ 

 

Artikel 45, Absatz 6: 

anstatt: „Agroforstflächen sind Ackerland, das im Rahmen der Basisprämienregelung oder 
der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung gemäß Titel III Kapitel 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 beihilfefähig ist und das die Bedingungen erfüllt, unter denen nach 
Maßgabe des Artikels 44 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 oder des Artikels 23 der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 Stützung gewährt wurde oder wird.“ 

muss es heißen: „Agroforstflächen sind Ackerland, das im Rahmen der Basisprämienregelung 
oder der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung gemäß Titel III Kapitel 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 beihilfefähig ist und das die Bedingungen erfüllt, unter 
denen nach Maßgabe des Artikels 44 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 oder des 
Artikels 23 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 Förderung gewährt wurde oder wird.“ 

 

Artikel 45, Absatz 7, Sätze 1 und 2: 

anstatt: „Hinsichtlich der beihilfefähigen Hektarstreifen an Waldrändern können die 
Mitgliedstaaten beschließen, ob landwirtschaftliche Erzeugung zugelassen wird, ob ein 
Anbauverbot gilt oder ob den Betriebsinhabern beide Optionen geboten werden. Beschließen 
Mitgliedstaaten, dass keine landwirtschaftliche Erzeugung stattfinden darf, so können sie 
abweichend vom Anbauverbot Weidehaltung oder Aberntung zulassen, sofern der Streifen 
vom angrenzenden Ackerland unterscheidbar bleibt.“ 

muss es heißen: „Hinsichtlich der beihilfefähigen Hektarstreifen an Waldrändern können die 
Mitgliedstaaten beschließen, ob landwirtschaftliche Erzeugung zugelassen wird, ob ein 
Verbot der landwirtschaftlichen Erzeugung gilt oder ob den Betriebsinhabern beide Optionen 
geboten werden. Beschließen Mitgliedstaaten, dass keine landwirtschaftliche Erzeugung 
stattfinden darf, so können sie abweichend vom Erzeugungsverbot eine Beweidung oder 
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Schnittnutzung zulassen, sofern der Streifen vom angrenzenden Ackerland unterscheidbar 
bleibt.“ 

 

Artikel 45, Absatz 8, Satz 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten legen auch die Anforderungen für den Einsatz mineralischer 
Düngemittel und Pflanzenschutzmittel fest und behalten dabei die Zielsetzung dieser 
ökologischen Vorrangflächen im Blick, insbesondere den Erhalt und die Verbesserung der 
biologischen Vielfalt.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten legen auch die Anforderungen für den Einsatz 
mineralischer Düngemittel und Pflanzenschutzmittel fest und behalten dabei die Zielsetzung 
dieser im Umweltinteresse genutzten Flächen im Blick, insbesondere den Erhalt und die 
Verbesserung der biologischen Vielfalt.“ 

 

Artikel 45, Absatz 9, Unterabsatz 1, Sätze 1 und 2: 

anstatt: „Die Flächen mit Zwischenfruchtanbau oder Gründecke umfassen nach Maßgabe der 
Grundanforderung an die Betriebsführung 1 gemäß Anhang II der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 angelegte Flächen sowie andere Flächen mit Zwischenfruchtanbau oder 
Gründecke, sofern sie durch Einsaat einer Kulturpflanzenmischung oder durch Untersaat von 
Gras angelegt wurden. Die Mitgliedstaaten erstellen die Liste der zu verwendenden 
Kulturpflanzenmischungen, bestimmen den Zeitraum für die Aussaat von Zwischenfrüchten 
oder Gründecken und können zusätzliche Bedingungen festlegen, insbesondere hinsichtlich 
der Erzeugungsverfahren.“ 

muss es heißen: „Die Flächen mit Zwischenfruchtanbau oder Gründecke umfassen nach 
Maßgabe der GAB 1 gemäß Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angelegte 
Flächen sowie andere Flächen mit Zwischenfruchtanbau oder Gründecke, sofern sie durch 
Einsaat einer Kulturpflanzenmischung oder durch Untersaat von Gras in eine Hauptkultur 
angelegt wurden. Die Mitgliedstaaten erstellen die Liste der zu verwendenden 
Kulturpflanzenmischungen, bestimmen den Zeitraum für die Aussaat von Zwischenfrüchten 
oder Gründecke und können zusätzliche Bedingungen festlegen, insbesondere hinsichtlich der 
Produktionsmethoden.“ 

 

Artikel 45, Absatz 9, Unterabsatz 2, Satz 1: 

anstatt: „Nicht zu den Flächen mit Zwischenfruchtanbau oder Gründecke gehören 
Winterkulturen, die in der Regel zu Futter- oder Weidezwecken im Herbst eingesät werden.“ 

muss es heißen: „Nicht zu den Flächen mit Zwischenfruchtanbau oder Gründecke gehören 
Winterkulturen, die in der Regel im Herbst zu Ernte- oder Weidezwecken eingesät werden.“ 

 

Artikel 45, Absatz 10, Unterabsatz 1, Satz 4: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten stellen Vorschriften auf, wo ökologische Vorrangflächen mit 
den entsprechenden stickstoffbindenden Pflanzen angelegt werden dürfen.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten stellen Vorschriften auf, wo im Umweltinteresse 
genutzte Flächen mit den entsprechenden stickstoffbindenden Pflanzen angelegt werden 
dürfen.“ 
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Artikel 45, Absatz 10, Unterabsatz 1, Satz 6: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten können zusätzliche Bedingungen festlegen, insbesondere 
hinsichtlich der Erzeugungsverfahren.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können zusätzliche Bedingungen festlegen, 
insbesondere hinsichtlich der Produktionsmethoden.“ 

 

Artikel 45, Absatz 11: 

anstatt: „Ein Betriebsinhaber darf dieselbe Fläche oder dasselbe Landschaftselement für die 
Einhaltung der Forderung nach ökologischen Vorrangflächen je Antragsjahr nur einmal 
anmelden.“ 

muss es heißen: „Ein Betriebsinhaber darf dieselbe Fläche oder dasselbe Landschaftselement 
für die Einhaltung der Anforderung bezüglich im Umweltinteresse genutzter Flächen je 
Antragsjahr nur einmal anmelden.“ 

 

Artikel 46, Überschrift: 

anstatt: „Vorschriften für die regionale Umsetzung der ökologischen Vorrangflächen“ 

muss es heißen: „Vorschriften für die regionale Umsetzung der im Umweltinteresse 
genutzten Flächen“ 

 

Artikel 46, Absatz 2: 

anstatt: „Innerhalb der festgelegten Regionen weisen die Mitgliedstaaten die Flächen aus, auf 
denen bis zur Hälfte des geforderten Prozentsatzes der ökologischen Vorrangflächen 
umgesetzt werden müssen.“ 

muss es heißen: „Innerhalb der festgelegten Regionen weisen die Mitgliedstaaten die Flächen 
aus, auf denen bis zur Hälfte des geforderten Prozentsatzes der Anforderung bezüglich im 
Umweltinteresse genutzter Flächen umgesetzt werden müssen.“ 

 

Artikel 46, Absatz 3, Satz 2: 

anstatt: „Durch diese Verpflichtungen wird sichergestellt, dass aneinander angrenzende 
ökologische Vorrangflächen ein zusammenhängendes Gefüge bilden.“ 

muss es heißen: „Durch diese Verpflichtungen wird sichergestellt, dass aneinander 
angrenzende im Umweltinteresse genutzte Flächen ein zusammenhängendes Gefüge bilden.“ 

 

Artikel 46, Absatz 4: 

anstatt: „Durch die Verpflichtungen der teilnehmenden Betriebsinhaber oder 
Betriebsinhabergruppen wird gewährleistet, dass die zusammenhängenden ökologischen 
Vorrangflächen gemäß Absatz 3 aus einer oder mehreren der in Artikel 46 Absatz 2 
Unterabsatz 1 Buchstaben a, c, d und h der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten 
Flächen bestehen.“ 
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muss es heißen: „Durch die Verpflichtungen der teilnehmenden Betriebsinhaber oder 
Betriebsinhabergruppen wird gewährleistet, dass die zusammenhängenden im 
Umweltinteresse genutzten Flächen gemäß Absatz 3 aus einer oder mehreren der in Artikel 46 
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a, c, d und h der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
genannten Flächen bestehen.“ 

 

Artikel 46, Absatz 6, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Unbeschadet der Zahlung an Betriebsinhaber gemäß Artikel 43 Absatz 9 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Vereinbarungen über 
finanzielle Ausgleichsleistungen zwischen Betriebsinhabern und über Verwaltungssanktionen 
im Falle der Nichteinhaltung der zusammenhängenden ökologischen Vorrangflächen 
getroffen werden.“ 

muss es heißen: „Unbeschadet der Zahlung an Betriebsinhaber gemäß Artikel 43 Absatz 9 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Vereinbarungen über 
finanzielle Ausgleichsleistungen zwischen Betriebsinhabern und über Verwaltungssanktionen 
im Falle der Nichteinhaltung der zusammenhängenden im Umweltinteresse genutzten Flächen 
getroffen werden.“ 

 

Artikel 47, Absatz 3: 

anstatt: „Die in Absatz 2 genannten Verpflichtungen der teilnehmenden Betriebsinhaber oder 
Betriebsinhabergruppen schließen die Verpflichtung ein, dass zusammenhängende 
ökologische Vorrangflächen aus einer oder mehreren der in Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 2 
Buchstaben a, c, d und h der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten Flächen bestehen.“ 

muss es heißen: „Die in Absatz 2 genannten Verpflichtungen der teilnehmenden 
Betriebsinhaber oder Betriebsinhabergruppen schließen die Verpflichtung ein, dass 
zusammenhängende im Umweltinteresse genutzte Flächen aus einer oder mehreren der in 
Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstaben a, c, d und h der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 genannten Flächen bestehen.“ 

 

Artikel 47, Absatz 4: 

anstatt: „An der gemeinsamen Umsetzung teilnehmende Betriebsinhaber schließen eine 
schriftliche Vereinbarung, die genaue Regelungen zu internen Abmachungen über finanzielle 
Ausgleichsleistungen und über Verwaltungssanktionen im Falle der Nichteinhaltung der 
gemeinsamen ökologischen Vorrangflächen enthält.“ 

muss es heißen: „An der gemeinsamen Umsetzung teilnehmende Betriebsinhaber schließen 
eine schriftliche Vereinbarung, die genaue Regelungen zu internen Abmachungen über 
finanzielle Ausgleichsleistungen und über Verwaltungssanktionen im Falle der 
Nichteinhaltung der gemeinsamen im Umweltinteresse genutzten Flächen enthält.“ 

 

Artikel 49, Absatz 1, Buchstabe b, Satz 1: 

anstatt: „ein Junglandwirt im Sinne von Artikel 50 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 kontrolliert die juristische Person im ersten Jahr der Antragstellung der 
juristischen Person auf die Zahlung im Rahmen der Regelung für Junglandwirte wirksam und 
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langfristig in Bezug auf die Entscheidungen zur Betriebsführung, Gewinnen und finanziellen 
Risiken.“ 

muss es heißen: „ein Junglandwirt im Sinne von Artikel 50 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 kontrolliert die juristische Person wirksam und langfristig in Bezug auf die 
Entscheidungen zur Betriebsführung, Gewinnen und finanziellen Risiken im ersten Jahr der 
Antragstellung der juristischen Person auf Zahlung im Rahmen der Regelung für 
Junglandwirte.“ 

 

Artikel 53, Absatz 1: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten legen im Einklang mit den Rahmenvorschriften der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 und den Bedingungen der vorliegenden Verordnung Förderkriterien für 
gekoppelte Stützungsmaßnahmen fest.“ 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten legen im Einklang mit den Rahmenvorschriften der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und den Bedingungen der vorliegenden Verordnung 
Beihilfefähigkeitskriterien für gekoppelte Stützungsmaßnahmen fest.“ 

 

Artikel 53, Absatz 2, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Die jährliche Zahlung wird als Stützungsbetrag je Einheit angegeben. Sie ergibt sich 
aus dem Verhältnis zwischen dem gemäß Anhang I Nummer 3 Buchstabe i der vorliegenden 
Verordnung angegebenen Betrag, der für die Finanzierung der Maßnahme festgesetzt wurde, 
und entweder der in dem betreffenden Jahr stützungsfähigen Fläche bzw. Tierzahl oder der 
festgelegten Fläche bzw. Tierzahl gemäß Unterabsatz 1.“ 

muss es heißen: „Die jährliche Zahlung wird als Stützungsbetrag je Einheit angegeben. Sie 
ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen dem gemäß Anhang I Nummer 3 Buchstabe i der 
vorliegenden Verordnung angegebenen Betrag, der für die Finanzierung der Maßnahme 
festgesetzt wurde, und entweder der in dem betreffenden Jahr beihilfefähigen Fläche bzw. 
Tierzahl oder der festgelegten Fläche bzw. Tierzahl gemäß Unterabsatz 1.“ 

 

Artikel 53, Absatz 4: 

anstatt: „Betrifft die gekoppelte Stützungsmaßnahme Rinder und/oder Schafe und Ziegen, 
legen die Mitgliedstaaten als Bedingung für die Stützung die Pflichten zur Kennzeichnung 
und Registrierung von Tieren gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen 
Parlaments und des Rates25 bzw. der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates26 fest.“ 

muss es heißen: „Betrifft die gekoppelte Stützungsmaßnahme Rinder und/oder Schafe und 
Ziegen, legen die Mitgliedstaaten als Beihilfefähigkeitsbedingung für die Stützung die 
Anforderungen der Kennzeichnung und Registrierung von Tieren gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates25 bzw. der Verordnung (EG) 
Nr. 21/2004 des Rates26 fest.“ 

 

Artikel 54, Absatz 3: 

anstatt: „Kann eine Stützung durch eine bestimmte gekoppelte Stützungsmaßnahme auch im 
Rahmen einer anderen gekoppelten Stützungsmaßnahme oder einer Maßnahme im 
Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Politiken der Union gewährt werden, stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass die betreffenden Betriebsinhaber lediglich im Rahmen dieser 
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Maßnahmen Stützung mit dem in Artikel 52 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
genannten Ziel erhalten.“ 

muss es heißen: „Kann eine Stützung durch eine bestimmte gekoppelte Stützungsmaßnahme 
auch im Rahmen einer anderen gekoppelten Stützungsmaßnahme oder einer Maßnahme im 
Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Politiken der Union gewährt werden, stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass die betreffenden Betriebsinhaber lediglich im Rahmen einer 
dieser Maßnahmen Stützung mit dem in Artikel 52 Absatz 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 genannten Ziel erhalten.“ 

 

Artikel 55, Absatz 1, Buchstabe b: 

anstatt: „die Umstellung auf eine andere Produktion erheblich eingeschränkt ist, da es an 
geeignetem Land oder geeigneter Infrastruktur fehlt, sich somit die Zahl der Betriebe 
erheblich verringert hat, aufgrund der Umstellung erhebliche Investitionen erforderlich wären, 
oder aus vergleichbaren Gründen.“ 

muss es heißen: „die Umstellung auf eine andere Produktion erheblich eingeschränkt ist, da es 
an geeignetem Land oder geeigneter Infrastruktur fehlt, sich die Zahl der Betriebe erheblich 
verringert hat, aufgrund der Umstellung erhebliche Investitionen erforderlich wären oder aus 
vergleichbaren Gründen.“ 

 

Artikel 55, Absatz 2: 

anstatt: „Für die Zwecke von Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 ist es erforderlich, eine stabile Versorgung der lokalen Verarbeitungsindustrie 
zu gewährleisten, wenn sich eine Aussetzung oder Verringerung der Produktion in der 
betreffenden Region oder dem betreffenden Sektor voraussichtlich negativ auf die Tätigkeit 
und die damit verbundene Wirtschaftlichkeit oder die Beschäftigung in nachgeschalteten 
Unternehmen auswirken würde, die in großem Maße von solchen Erzeugungen abhängen, 
z. B. rohstoffverarbeitende Betriebe, Schlachthöfe oder die Lebensmittelindustrie. Solche 
nachgeschalteten Unternehmen müssen in der betreffenden Region angesiedelt oder zur 
Fortführung ihrer Tätigkeit in erheblichem Umfang auf den betreffenden Sektor angewiesen 
sein.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 ist es erforderlich, eine stabile Versorgung der lokalen Verarbeitungsindustrie 
zu gewährleisten, wenn sich eine Aussetzung oder Verringerung der Produktion in der 
betreffenden Region oder dem betreffenden Sektor voraussichtlich negativ auf die Tätigkeit 
und die damit verbundene Wirtschaftlichkeit oder die Beschäftigung in nachgelagerten 
Unternehmen auswirken würde, die in großem Maße von solchen Erzeugungen abhängen, 
z. B. rohstoffverarbeitende Betriebe, Schlachthöfe oder die Lebensmittelindustrie. Solche 
nachgelagerten Unternehmen müssen in der betreffenden Region angesiedelt oder zur 
Fortführung ihrer Tätigkeit in erheblichem Umfang auf den betreffenden Sektor angewiesen 
sein.“ 

 

Artikel 57: 

anstatt: „Für die Zwecke von Artikel 57 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
genehmigen die Mitgliedstaaten die Sorten, die im „Gemeinsamen Sortenkatalog für 
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landwirtschaftliche Pflanzenarten“ (siehe Richtlinie 2002/53/EG) aufgeführt und den 
Markterfordernissen angepasst sind.“ 

muss es heißen: „Für die Zwecke von Artikel 57 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 genehmigen die Mitgliedstaaten die Sorten, die im „Gemeinsamen 
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten“ gemäß der Richtlinie 2002/53/EG 
aufgeführt und den Markterfordernissen angepasst sind.“ 

 

Artikel 65, Absatz 1, Buchstabe a, Ziffer ii: 

anstatt: „gegebenenfalls ihren Beschluss, weitere gefährdete Dauergrünlandgebiete gemäß 
Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 auszuweisen;“ 

muss es heißen: „gegebenenfalls ihren Beschluss, weitere sensible Dauergrünlandgebiete 
gemäß Artikel 45 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 auszuweisen;“ 

 

Artikel 65, Absatz 1, Buchstabe b: 

anstatt: „bis 15. Dezember des betreffenden Jahres den Beschluss, umweltgefährdetes 
Dauergrünland gemäß Artikel 41 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung neu auszuweisen;“ 

muss es heißen: „bis 15. Dezember des betreffenden Jahres den Beschluss, umweltsensibles 
Dauergrünland gemäß Artikel 41 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung neu auszuweisen;“ 

 

Artikel 65, Absatz 1, Buchstabe c, Ziffer ii: 

anstatt: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die von einer oder mehreren 
Ökologisierungsmethoden ausgenommen sind, und die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die 
von allen Methoden ausgenommen sind, weil sie den Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 entsprechen, die Zahl der Betriebsinhaber, die von der Anbaudiversifizierung 
ausgenommen sind, und die Anzahl der Betriebsinhaber, die von der Verpflichtung bezüglich 
der ökologischen Vorrangflächen ausgenommen sind, und jeweils die Zahl der von diesen 
Betriebsinhabern angemeldeten Hektarflächen. Betriebsinhaber, die an der 
Kleinerzeugerregelung teilnehmen, fallen nicht unter diese Zahlen;“ 

muss es heißen: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die von einer oder mehreren 
Ökologisierungsmethoden ausgenommen sind, und die Zahl der von diesen Betriebsinhabern 
angemeldeten Hektarflächen und die Zahl der Betriebsinhaber, die von allen Methoden 
ausgenommen sind, weil sie den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 
entsprechen, die Zahl der Betriebsinhaber, die von der Anbaudiversifizierung ausgenommen 
sind, und die Anzahl der Betriebsinhaber, die von der Verpflichtung bezüglich der im 
Umweltinteresse genutzten Flächen ausgenommen sind, und jeweils die Zahl der von diesen 
Betriebsinhabern angemeldeten Hektarflächen. In diesen Zahlen sind Betriebsinhaber, die an 
der Kleinerzeugerregelung teilnehmen, nicht enthalten;“ 

 

Artikel 65, Absatz 1, Buchstabe c, Ziffer vi: 

anstatt: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die umweltgefährdetes Dauergrünland 
anmelden, die Gesamtzahl der von diesen Betriebsinhabern angemeldeten Hektarflächen an 
umweltgefährdetem Dauergrünland und die Gesamtzahl der als umweltgefährdetes 
Dauergrünland ausgewiesenen Hektarflächen;“ 
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muss es heißen: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die umweltsensibles Dauergrünland 
anmelden, die Gesamtzahl der von diesen Betriebsinhabern angemeldeten Hektarflächen an 
umweltsensiblem Dauergrünland und die Gesamtzahl der als umweltsensibles Dauergrünland 
ausgewiesenen Hektarflächen;“ 

 

Artikel 65, Absatz 1, Buchstabe c, Ziffer vii: 

anstatt: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die der Verpflichtung bezüglich ökologischer 
Vorrangflächen unterliegen, die Gesamtzahl der von diesen Betriebsinhabern angemeldeten 
Hektarflächen Ackerland und die Gesamtzahl der vor Anwendung der Gewichtungsfaktoren 
als ökologische Vorrangflächen angemeldeten Hektarflächen, aufgeschlüsselt nach Art der 
ökologischen Vorrangflächen gemäß Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013;“ 

muss es heißen: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die der Verpflichtung bezüglich im 
Umweltinteresse genutzter Flächen unterliegen, die Gesamtzahl der von diesen 
Betriebsinhabern angemeldeten Hektarflächen Ackerland und die Gesamtzahl der vor 
Anwendung der Gewichtungsfaktoren als im Umweltinteresse genutzte Flächen angemeldeten 
Hektarflächen, aufgeschlüsselt nach Art der im Umweltinteresse genutzten Flächen gemäß 
Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013;“ 

 

Artikel 65, Absatz 1, Buchstabe c, Ziffer viii: 

anstatt: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die die Verpflichtung bezüglich ökologischer 
Vorrangflächen auf regionaler Ebene oder gemeinsam umsetzen, und die Gesamtzahl der von 
diesen Betriebsinhabern angemeldeten Hektarflächen Ackerland;“ 

muss es heißen: „die Gesamtzahl der Betriebsinhaber, die die Verpflichtung bezüglich im 
Umweltinteresse genutzter Flächen auf regionaler Ebene oder gemeinsam umsetzen, und die 
Gesamtzahl der von diesen Betriebsinhabern angemeldeten Hektarflächen Ackerland;“ 

 

Artikel 65, Absatz 2, Buchstabe a: 

anstatt: „ihren Beschluss, welche der in Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten Flächen als ökologische Vorrangflächen zu betrachten sind, 
wobei bis zum 1. Oktober 2014 detaillierte Angaben zu diesen Beschlüssen vorzulegen sind, 
einschließlich der Bedingungen, die diese Flächen aufgrund der Beschlüsse der 
Mitgliedstaaten erfüllen müssen;“ 

muss es heißen: „ihren Beschluss, welche der in Artikel 46 Absatz 2 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten Flächen als im Umweltinteresse genutzte 
Flächen zu betrachten sind, wobei bis zum 1. Oktober 2014 detaillierte Angaben zu diesen 
Beschlüssen vorzulegen sind, einschließlich der Bedingungen, die diese Flächen aufgrund der 
Beschlüsse der Mitgliedstaaten erfüllen müssen;“ 

 

Artikel 73: 

anstatt: „Nimmt ein Mitgliedstaat lineare Kürzungen gemäß Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2, 
Artikel 51 Absatz 2 oder Artikel 65 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 vor, so teilt er der Kommission unverzüglich und spätestens am 30. Juni des 
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Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem die linear gekürzten Direktzahlungen geltend 
gemacht wurden, mit, welcher Kürzungssatz angewendet wird.“ 

muss es heißen: „Nimmt ein Mitgliedstaat lineare Kürzungen gemäß Artikel 7 Absatz 1 
Unterabsatz 2, Artikel 51 Absatz 2 oder Artikel 65 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 vor, so teilt er der Kommission unverzüglich und spätestens am 30. Juni 
des Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem die linear gekürzten Direktzahlungen 
beantragt wurden, mit, welcher Kürzungssatz angewendet wird.“ 

 

Anhang I, Nummer 3, Buchstabe g: 

anstatt: „geltende Stützungsbedingungen;“ 

muss es heißen: „geltende Beihilfefähigkeitsbedingungen;“ 

 

Anhang I, Nummer 3, Buchstabe l: 

anstatt: „etwaige Maßnahmen im Rahmen anderer Stützungsregelungen der Union oder durch 
staatliche Beihilfen finanzierter Maßnahmen in derselben Region oder demselben Sektor wie 
die gekoppelte Stützungsmaßnahme und gegebenenfalls die Kriterien und 
Verwaltungsvorschriften, durch die gewährleistet wird, dass gemäß Artikel 52 Absatz 9 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 Stützung im Hinblick auf das Ziel gemäß Artikel 52 
Absatz 5 der genannten Verordnung nicht auch im Rahmen anderer Stützungsregelungen der 
EU gewährt wird;“ 

muss es heißen: „etwaige Maßnahmen im Rahmen anderer Stützungsregelungen der Union 
oder durch staatliche Beihilfen finanzierter Maßnahmen in derselben Region oder demselben 
Sektor wie die gekoppelte Stützungsmaßnahme und gegebenenfalls die Kriterien und 
Verwaltungsvorschriften, durch die gewährleistet wird, dass gemäß Artikel 52 Absatz 9 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 Stützung mit dem in Artikel 52 Absatz 5 der genannten 
Verordnung angeführten Ziel nicht auch im Rahmen anderer Stützungsregelungen der EU 
gewährt wird;“ 

 

Anhang II, Überschrift der vierten Spalte der Tabelle in Anhang X der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013: 

anstatt: „Ökologische Vorrangfläche“ 

muss es heißen: „Im Umweltinteresse genutzte Fläche“ 

 

Anhang II, Erläuterung unter Tabelle (*) in Anhang X der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013: 

anstatt: „Allein zum Zweck der Berechnung der ökologischen Vorrangfläche eines Betriebs 
gemäß Artikel 46 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung gelten die Umrechnungs- und 
Gewichtungsfaktoren auch für Merkmale innerhalb der in Anhang IX Abschnitt III 
aufgelisteten gleichwertigen Methoden, die mit den in diesem Anhang aufgeführten 
Merkmalen identisch und in Artikel 45 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. [Durchführungsrechtsakt Direktzahlungen] der Kommission** genauer beschrieben sind.“ 

muss es heißen: „Allein zum Zweck der Berechnung der im Umweltinteresse genutzten 
Fläche eines Betriebs gemäß Artikel 46 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung gelten die 
Umrechnungs- und Gewichtungsfaktoren auch für Merkmale innerhalb der in Anhang IX 
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Abschnitt III aufgelisteten gleichwertigen Methoden, die mit den in diesem Anhang 
aufgeführten Merkmalen identisch und in Artikel 45 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. [Durchführungsrechtsakt Direktzahlungen] der Kommission** genauer beschrieben sind.“ 
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